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Darstellungsverzeichnis 

 

Abb. 1: Überwiegender Grund für die Einrichtung einer Betreuung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

In dieser Arbeit wird aus Gründen der besseren Lesbarkeit das generische Maskulinum 

verwendet. Weibliche und anderweitige Geschlechteridentitäten werden dabei 

ausdrücklich mitgemeint, soweit es für die Aussage erforderlich ist. 
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1. Einleitung 

Deutschland ist im Zeitalter des demographischen Wandels. Mit steigender 

Lebenserwartung einhergehend, erhöht sich die Anzahl der unterstützungsbedürftigen 

Menschen und somit auch der Wunsch und die Notwendigkeit nach einer 

angemessenen, rechtstreuen Fürsorge. Umfangreiche und detaillierte Regelungen dazu 

finden sich im Betreuungsrecht. 

 

Während Minderjährige von ihren gesetzlichen Vertretern, zumeist den Eltern, vertreten 

werden, haben Volljährige die rechtliche Eigenverantwortung über sich selbst. Was 

geschieht jedoch, wenn eine volljährige Person aufgrund von verschiedenen 

Behinderungen oder Krankheiten nicht für sich selbst sorgen kann? Diesen Sachverhalt 

regelt das Bürgerliche Gesetzbuch (BGB) in den §§ 1896 ff. im Betreuungsrecht. In 

diesen werden alle grundsätzlichen Aspekte, wie beispielsweise die Voraussetzungen 

einer Betreuung, die Anforderungen und Pflichten des Betreuers oder Aufgaben des 

Betreuungsgerichtes aufgegriffen. 

 

Regelungen zum Betreuungsrecht finden sich nicht nur im BGB, sondern unter anderem 

auch in dem Betreuungsbehördengesetz, dem Gesetz über das Verfahren in 

Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. Es lässt 

sich erkennen, dass die Bestimmungen zur Betreuung in verschiedensten Gesetzen 

verteilt zu finden sind. Die Regelungen rund um die Betreuung unterliegen einer stetigen 

Anpassung und Änderung. 

Mit Inkrafttreten des neuen Betreuungsorganisationsgesetzes (BtOG) ab 01.01.2023 

sollen von nun an alle wesentlichen rechtlichen Vorschriften in einem Gesetz gebündelt 

werden. Dies betrifft unter anderem Änderungen im BGB und dem 

Betreuungsbehördengesetz, welches vollständig ersetzt wird. 

 

Als grundlegende Voraussetzung für das Betreuungsrecht gilt es zu unterscheiden, dass 

es sich bei der Betreuung nach dem BGB um eine rechtliche Betreuung handelt. Die 

praktische Betreuung von kranken, behinderten und alten Menschen steht nicht 

synonym zu der im folgenden Text behandelten gesetzlichen Betreuung. Die rechtliche 

Betreuung regelt folglich rechtliche Angelegenheiten und nicht die tatsächliche, 

praktische Unterstützung.1  

 
1 Vgl. Röchling, Jugend-, Familien und Betreuungsrecht für die soziale Arbeit, 2012, S. 144. 
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Aktuell werden rund 1,3 Millionen Menschen von Betreuern unterstützt. 60 % der 

Betreuer sind Familienangehörige und Ehrenamtliche, 40 % Berufsbetreuer.2 

 

Im gesamten Betreuungsnetzwerk spielen die unterschiedlichsten Personengruppen 

eine Rolle. Zu diesen gehören Gerichte, Betreuungsrichter, Alters- und Pflegeheime, 

Betreuungsvereine, Sozialdienste, Sozialämter, Betreuungsbehörden, 

Gesundheitsämter, Ärzte, Sachverständige, Angehörige, Betreuer und Betreute. Gelingt 

das Zusammenspiel aller Beteiligten, können Erfolge im Interesse der Betreuenden 

erreicht werden.3 

 

Das Ziel der gesetzlichen Betreuung ist es, die Rechtsstellung für Menschen mit 

psychischen Erkrankungen, sowie körperlichen, geistigen und seelischen 

Behinderungen zu verbessern. 

Folgende Zielstellungen werden verfolgt: 

– Abschaffung von Entmündigung, Vormundschaft und Pflegschaft durch 

Ersetzung einer einheitlich geregelten Betreuung 

– vorzugsweise Betreuung durch nahbare Personen, nicht durch eine für den 

Betreuten unbekannte Verwaltung 

– Wahrung der Wünsche des Betreuten 

– einheitlich geregeltes Gerichtsverfahren.4 

 

Da im Betreuungsrecht der Mensch im Mittelpunkt steht, ist es sinnvoll die gesetzlichen 

Regelungen nicht lediglich theoretisch zu erörtern. Ein Blick in die Praxis bietet 

Erkenntnisse über die tatsächliche Umsetzung, praktische Anwendung, Chancen und 

Grenzen des Rechtsgebietes. Zu diesem Zweck wurden in der vorliegenden Arbeit 

Experten der Praxis befragt. Um einen vielseitigen Einblick zu erlangen, wurden 

Sachbearbeiter der Betreuungsbehörde des Landkreises Mittelsachsen, des 

Betreuungsvereins Freiberg, des Betreuungsgerichts Freiberg und Eltern eines 

volljährigen Kindes mit geistiger Behinderung als Interviewpartner angefragt. Den 

potenziellen Interviewpartnern wurden die theoretischen Erkenntnisse dargelegt und es 

erfolgte ein Vergleich mit der tatsächlichen praktischen Umsetzung. 

 

 
2 Aktion Mensch e.V., 2021. 

3 Vgl. Böhm/Marburger/Spanl, Betreuungsrecht, 2018, S. 37. 

4 Vgl. Dettmers/Weis, Betreuungsrecht für die Praxis, 2017, S. 3. 



3 

 

Das Betreuungsrecht unterlag in der Vergangenheit ständigen Neuerungen und auch 

aktuell stehen große Veränderungen bevor. Zeitgleich mit Inkrafttreten des neuen 

Betreuungsorganisationsgesetzes werden Paragrafen im BGB verändert. Um einen 

Ausblick in die Umgestaltung des BGB ab 01.01.2023 zu erhalten, wurden drei 

wesentliche Neuerungen des Gesetzes aufgegriffen und in einer Synopse verglichen. 

Der Vergleich zeigt auf, ob die Neuerungen eher Chancen oder Grenzen für die 

Betroffenen mit sich bringen. 

 

Ziel der Arbeit ist es, herauszuarbeiten, wie sich die aktuelle Rechtslage des 

Betreuungsrechts gestaltet. Bieten die Gesetze zahlreiche Möglichkeiten, um die 

Selbstbestimmungsrechte von Menschen mit geistiger Behinderung zu stärken oder 

engen die umfangreichen Regelungen die Menschen in ihrer Handlungsfähigkeit ein? 

Wie wirken die verschiedensten Beteiligten im Zusammenspiel und wer besitzt 

letztendlich die gesamte Entscheidungsgewalt? Eine weitere wichtige Frage ist, ob und 

wie die theoretischen Grundlagen in der Praxis angewandt werden. Ist das Gesetz 

realitätsnah oder lediglich Wunschdenken? 

Eine Untersuchung des Rechtsgebiets ist in dem Sinne relevant, da gerade auf die 

Menschen ein besonderes Augenmerk gelegt werden sollte, die nicht für sich selbst 

sorgen können und von Anderen abhängig sind. Für Menschen, die in unserer 

Gesellschaft nur eine kleine Stimme besitzen, ist es umso wichtiger mit ihnen 

gemeinsam ihre Bedürfnisse zu formulieren und eine vertrauensvolle Umsetzung zu 

gewährleisten. 

 

 

In der folgenden Auseinandersetzung mit dem Betreuungsrecht werden ausschließlich 

die Reglungen des BGB betrachtet. 
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2. Geschichtlicher Abriss 

Am 01.01.1900 wurde das BGB und somit eine Rechtsgrundlage für Menschen mit 

Unterstützungsbedarf in Form der Vormundschaft und Gebrechlichkeitspflegschaft 

eingeführt.5 

Nach der Rechtslage bis 1991 konnte ein volljähriger Mensch aus unterschiedlichen 

Gründen entmündigt werden. Diagnosen wie Trunk- oder Rauschgiftsucht, 

Geisteskrankheit oder Verschwendungssucht führten zur Entmündigung und somit auch 

zur Geschäftsunfähigkeit. Entmündigungsverfahren hatten die Bestellung eines 

Vormundes zur Folge. Jedoch auch ohne Verfahren konnten für geistige und körperliche 

Gebrechen Pfleger für bestimmte Aufgabenkreise bestellt werden. 

 

Ab 01.01.1992 trat das Betreuungsgesetz (BtG) in Kraft. Da es sich bei diesem Gesetz 

um ein Artikelgesetz handelt, hatte dies die Änderung anderer Gesetze zur Folge. 

Daraus resultierten die bis heute gültigen §§ 1896 bis 1908i BGB und das 

Betreuungsbehördengesetz (BtBG), welches Legitimationsgrundlage für die bis dato 

nicht existenten Betreuungsbehörden wurde. Die wesentlichen Grundsätze des BtG 

waren verstärkt am Individuum Betreuter orientiert. Unter Anderem enthielt es Inhalte 

wie die Abschaffung der Entmündigung, der Entsprechung der Wünsche des Betreuten 

oder einer Neuentscheidung über die Betreuerbestellung nach spätestens fünf Jahren.6 

 

Das Betreuungsgesetz wurde in Laufe der Jahre schrittweise an die Bedürfnisse und 

Interessen der Beteiligten angepasst und ausgebessert. In der ersten Änderung des 

Betreuungsgesetzes (1.BtÄndG, 01.01.1999) wurden Vergütung und Umfang der 

Vorsorgevollmacht angepasst. In der zweiten Gesetzesänderung vom 01.07.2005 

wurden erneut Vergütungen angepasst und die Verwaltungsverfahren vereinfacht. Am 

01.09.2009 trat die dritte Änderung in Kraft. Geändert wurden hauptsächlich Regelungen 

zur Patientenverfügung, sowie die Feststellung des Patientenwillens bei ärztlichen 

Maßnahmen. Das seit 05.07.2011 geltende Vormundschafts- und 

Betreuungsrechtänderungsgesetz hatte die Einfügung von § 1840 (1) BGB zur Folge. 

Der Paragraf sagt aus, dass der Betreuer jährlich einen Bericht über die persönlichen 

Kontakte mit dem Betreuenden anzufertigen hat. Mit den erneuten Änderungen vom 

05.07.2012 wurde ergänzt, dass analog zum § 1837 BGB auch für die rechtliche 

Betreuung eine Überwachung durch das Betreuungsgericht über die Einhaltung der 

 
5 Vgl. Dettmers/Weis, Betreuungsrecht für die Praxis, 2017, S. 1. 

6 Vgl. Böhm/Marburger/Spanl, Betreuungsrecht, 2018, S. 36. 



5 

 

erforderlichen Kontakte zu erfolgen hat. Zudem ist es seit diesem Zeitpunkt möglich, den 

Betreuer aus seinem Amt zu entlassen, falls dieser nicht die erforderlichen persönlichen 

Kontakte hält. 

Am 26.02.2013 trat das Gesetz zur Regelung der betreuungsrechtlichen Einwilligung in 

eine ärztliche Zwangsmaßnahme in Kraft. Das Gesetz wurde zügig verabschiedet, da 

es zur Schließung einer Gesetzeslücke diente, welche auf das Fehlen 

verfassungsrechtlicher Grundlagen in der Zwangsbehandlung im Maßregelvollzug 

aufmerksam machte.7 

Mit Inkrafttreten des zweiten Betreuungsrechtsänderungsgesetzes am 01.07.2014 

wurde der Grundsatz vertreten, vorrangig anderweitige Hilfen auszuschöpfen und 

zweitrangig die Unterstützung durch Betreuer einzusetzen.8 

Ein weiterer Schritt war die Verabschiedung des „Gesetzes zur Änderung der materiellen 

Zulässigkeitsvoraussetzungen von ärztlichen Zwangsmaßnahmen und zur Stärkung des 

Selbstbestimmungsrechtes von Betreuten“ vom 22.06.2017. Dieses regelt unter 

anderem die Zwangsbehandlung ohne geschlossene Unterbringung bei Aufenthalten in 

Krankenhäusern. Ziel ist es, Zwangsbehandlung und Unterbringung getrennt 

voneinander zu betrachten. 

Das Gesetz über die freiwillige Gerichtsbarkeit (FGG-Reformgesetz) vom 01.09.2009 

versuchte dem modernen Betreuungsrecht ein angemessenes Verfahrensrecht zu 

ermöglichen. Im gleichen Zuge wurde der Begriff „Vormundschaftsgericht“ abgeschafft 

und durch „Betreuungsgericht“ ersetzt. Man erhoffte sich eine positivere Besetzung des 

Begriffes. Das entsprechende Verfahrensrecht wurde übersichtlicher und zugänglicher 

gestaltet. 

 

Am 26.03.2009 trat erstmalig der völkerrechtliche Vertrag „UN-

Behindertenrechtskonvention“ in das deutsche Recht ein.9  Kernaussage dessen ist, 

dass „Vertragsstaaten anerkennen, dass Menschen mit Behinderungen in allen 

Lebensbereichen gleichberechtigt mit Anderen Rechts- und Handlungsfähigkeit 

genießen“ (Art.12 (2) UN-BRK).10 

Aus dem Ziel eine Vereinbarkeit mit dem völkerrechtlichen Vertrag zu erreichen, 

resultierte die Grundlage für ein modernisiertes Betreuungsrecht. 

  

 
7 Vgl. Dettmers/Weis, Betreuungsrecht für die Praxis, 2017, S. 6. 

8 Vgl. Böhm/Marburger/Spanl, Betreuungsrecht, 2018, S. 38. 

9 Vgl. ebd., S. 39. 

10 Vgl. ebd., S. 40. 
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3. Voraussetzungen einer Betreuung 

§ 1896 (1) BGB definiert die Voraussetzungen für die Betreuung. „Kann ein Volljähriger 

auf Grund einer psychischen Krankheit oder einer körperlichen, geistigen oder 

seelischen Behinderung seine Angelegenheiten ganz oder teilweise nicht besorgen, so 

bestellt das Betreuungsgericht auf seinen Antrag oder von Amts wegen für ihn einen 

Betreuer.“ 

Aus der Grafik kann entnommen werden, welches die überwiegenden Gründe für die 

Einrichtung einer Betreuung sind. 

 

          Abb. 1 

 

In den folgenden Abschnitten werden die einzelnen Tatbestandsvoraussetzungen einer 

Betreuung beleuchtet. 

3.1 Volljährigkeit 

Nach § 2 BGB tritt die „Volljährigkeit mit Vollendung des 18. Lebensjahres ein“. Eine 

Ausnahme bildet § 1908a BGB. Demnach kann auch eine vorsorgliche 

Betreuerbestellung angeordnet werden, wenn ersichtlich ist, dass Maßnahmen ab dem 

18. Lebensjahr definitiv erforderlich sind. Wirksam wird die Bestellung jedoch erst ab 

Volljährigkeit. 
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3.2 Geschäftsunfähigkeit 

Die Geschäftsunfähigkeit ist in § 104 BGB geregelt. Nr. 2 zielt auf die Beeinträchtigung 

der freien Willensbestimmung ab.11 Ist ein erwachsener Mensch nach §104 Nr. 2 BGB 

eingeschränkt, so ist seine Willenserklärung nach § 105 BGB nichtig. Dennoch gibt es 

dem Grunde nach keine Entmündigung von Erwachsenen mehr. 

Eine Geschäftsunfähigkeit wird nicht mehr generell per Gerichtsbeschuss festgelegt, 

sondern wird im Einzelfall durch einen Sachverständigen geprüft.12 

3.3 Antragserfordernis 

Nach § 1896 (1) BGB kann eine Betreuung nur auf Antrag bestellt werden. Diesen kann 

der Betroffene oder ein Amt stellen. Dritte sind in den Vorgang nicht einzubeziehen. 

Jedoch können Anregungen und Hinweise von Angehörigen oder Ärzten berücksichtigt 

und verfolgt werden. Satz 3 weist darauf hin, dass ein lediglich körperlich behinderter 

Mensch seinen Antrag nur selbst stellen darf.13 

3.4 Tatsächlicher rechtlicher Bezug 

Nach § 1896 (1) BGB reicht jedoch das lediglich ärztlich bestätigte Vorliegen einer 

psychischen, körperlichen, geistigen oder seelischen Beeinträchtigung nicht aus. Es 

muss zudem ein tatsächlicher Grund vorliegen, nach welchem der Betreute nicht im 

Stande ist, seine regelungsbedürftigen Angelegenheiten selbstständig zu besorgen. 

 

§ 1901 (1) BGB regelt, dass Angelegenheiten, die rechtlich zu besorgen sind, vom 

Betreuer übernommen werden. Demzufolge müssen die Angelegenheiten auch einen 

tatsächlichen rechtlichen Bezug haben. Gewöhnliche Tätigkeiten wie Einkaufen, 

Wohnungsputz oder Kindererziehung zählen deshalb nicht zum Aufgabenkreis der 

Betreuer. Unterstützung kann bei Maßnahmen wie dem Verhandeln eines 

Arbeitsvertrages oder der existenziellen Versorgung erfolgen. Unhygienische Zustände 

des Körpers oder der Wohnung, finanzielle Schulden oder leichte Beeinträchtigungen im 

Alltag sind Aspekte der Selbstbestimmung sowie individuelle Blickpunkte und fallen nicht 

unter einen Betreuungstatbestand. 

  

 
11 Vgl. Falterbaum, Rechtliche Grundlagen soziale Arbeit, 2007, S. 59. 

12 Vgl. ebd., S. 60. 

13 Vgl. Böhm/Marburger/Spanl, Betreuungsrecht, 2018, S. 42. 
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3.5 Definition psychische Krankheit 

Psychische Krankheiten werden unterteilt in: 

– endogene Psychosen (körperlich unbegründet), wie Schizophrenie oder bipolare 

Störungen 

– exogene Psychosen (körperlich begründbar), wie Störungen des Gehirns durch 

Krankheit, Verletzung oder degenerativen Abbau, wie Demenz- oder 

Alzheimererkrankungen 

– Psychopathien (Neurosen/ Persönlichkeitsstörungen), wie Angststörungen    

oder Depression.14 

 

In der aktuellen Fachliteratur wird darauf hingewiesen, dass der Begriff „psychische 

Krankheit“ nicht mehr dem zeitgemäßen sprachlichen Fachgebrauch entspricht. 

Vielmehr sollte der Begriff „psychische Störung“ verwendet werden. Begründet wird dies 

damit, dass „psychische Störungen nicht ausschließlich durch somatisch-biologische 

Ursachen zustande kommen wie körperliche Erkrankungen.“ 15 

Beschreiben kann man eine psychische Störung als einen Leidenszustand, der unter 

Umständen vom Betroffenen selbst nicht verspürt und festgestellt werden kann. 

Dennoch ist eine solche Störung nicht eindeutig definierbar. 

Umrissen werden kann die psychische Störung jedoch mit folgenden Merkmalen: 

– psychischer Leidensdruck des Betroffenen 

– im Erleben und Verhalten besteht eine psychische Fehlanpassung, 

Realitätsverlust, fehlende Selbstkontrolle16 

– Vorliegen von anerkanntem, spezifisch definierten Störungskonzept nach 

Weltgesundheitsorganisation.17 

  

 
14 Vgl. Dettmers/Weis, Betreuungsrecht für die Praxis, 2017, S. 60. 

15 Vgl. Petermann/Maercker/Lutz, Klinische Psychologie, 2011, S. 15.   

16 Vgl. ebd., S. 17.   

17 Vgl. ebd., S. 18.   
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Für das Betreuungsrecht relevante psychische Krankheiten sind: 

 

– Psychosen, die nicht körperlich zu begründen sind, wie beispielsweise manische-

depressive Krankheiten, Depressionen ohne erkennbare äußere Ursache oder 

schizophrene Psychosen 

– seelische Störungen, die körperlich begründbar sind, wie beispielsweise 

Krankheitsfolgen, Hirnverletzungen, Anfallsleiden oder neurologische 

Erkrankungen (Alterskrankheiten oder Wesensveränderungen) 

– Abhängigkeitskrankheiten, wie beispielsweise Alkohol- oder Drogenabhängigkeit 

– Psychopathien, wie beispielsweise Neurosen oder Persönlichkeitsstörungen.18 

3.6 Definition körperliche Behinderung 

Als körperliche Behinderung wird eine Schädigung des Stütz- und Bewegungsapparates, 

eine organische Schädigung oder eine chronische Krankheit bezeichnet, welche eine 

Beeinträchtigung der Verhaltensmöglichkeiten zur Folge hat. Durch diese 

Beeinträchtigungen sind Selbstverwirklichung und soziale Interaktion erheblich 

beschränkt. Durch die fehlende Partizipation in die Gesellschaft entstehen 

Benachteiligungen, die die allgemeinen Lebenserfahrungen verhindern. Die körperliche 

Einschränkung ist so erheblich, dass sie in relevante Persönlichkeitsaspekte 

ausstrahlt.19 

Maßgeblich ist, dass aufgrund der Behinderung auch tatsächlich eine Beeinträchtigung 

vorliegt, welche verursacht, dass der Betreute seine Angelegenheiten nicht selbst 

besorgen kann.20 

  

 
18 Vgl. Böhm/Marburger/Spanl, Betreuungsrecht, 2018, S.41. 

19 Vgl. Dederich/Beck/Bleidick, Handlexikon der Behindertenpädagogik, 2016, S. 212. 

20 Vgl. Dettmers/Weis, Betreuungsrecht für die Praxis, 2017, S. 62. 
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3.7 Definition geistige Behinderung 

Als geistige Behinderung wird eine angeborene oder frühzeitig erworbene, unheilbare 

Intelligenzminderung in verschiedensten Stufen bezeichnet.21 

Es handelt sich um komplexe Dysfunktionen der neuronalen Netze im Gehirn. Betroffene 

Menschen haben Schwierigkeiten ihr Leben selbstständig zu führen und benötigen 

deshalb lebenslange Hilfe, Förderung und Begleitung.22 

Der komplexe Begriff beinhaltet verschiedene Dimensionen und Aspekte und bezieht 

sich nicht nur auf Hirnschädigungen, sondern auch auf den gesamten 

Entwicklungsprozess. Die Ursache für geistige Behinderungen sind biologisch-

organische Beeinträchtigungen. 

Unterteilt werden folgende Gruppierungen: 

– pränatale Hirnschädigungen, wie Genmutationen oder Infektionen23 

– perinatale Hirnschädigungen, wie Fehlgeburt oder Geburtstrauma   

– postnatale Hirnschädigungen, wie entzündliche Erkrankungen oder Hirntumore. 

 

Soziale, individuelle und externe Gegebenheiten, sowie Schweregrad der 

Hirnschädigung bedingen die weitere Entwicklung. Auswirkungen hat die Schädigung 

auf das Intelligenzniveau und damit meist unmittelbar auf Kognition, Wahrnehmung, 

sowie soziale und motorische Entwicklung. Weiterhin lassen sich die Beeinträchtigungen 

in leichte bis schwere Behinderungen einordnen. Ergänzt werden können diese durch 

psycho-physische Erkrankungen, wie Autismus oder cerebrale Körperbehinderungen. 

Da der Schweregrad oft von Sozialisation und pädagogischer Förderung abhängig ist, 

treten geistige Behinderungen erheblich öfter in sozial schwachen Lebenskreisen auf.24 

In Deutschland leiden schätzungsweise zwei bis drei Prozent der Bevölkerung an einer 

geistigen Behinderung.25 

  

 
21 Vgl. Dettmers/Weis, Betreuungsrecht für die Praxis, 2017, S. 62. 

22 Vgl. Kulig/Theunissen/Schirbort, Handlexikon Geistige Behinderung, 2013, S. 147. 

23 Vgl. ebd., S. 148. 

24 Vgl. ebd., S. 149. 

25 Vgl. Bundesministerium für Bildung und Forschung, 2012. 
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3.8 Definition seelische Behinderung 

Eine seelische Behinderung liegt bei folgenden Merkmalen vor: 

– erhebliche Schwierigkeiten im kognitiven Leistungsbereich 

– Schwierigkeiten bei Bewältigung von Alltagsaufgaben 

– Schwierigkeiten bei Gestaltung von sozialen und kommunikativen Beziehungen 

– neurotische Erkrankungen26 

 

Ein Augenmerk wird ebenfalls auf die Bedrohung der seelischen Behinderung gelegt. 

Diese wird in der Rechtsprechung gleichgestellt mit der bereits vorhandenen seelischen 

Behinderung. Der prägnante Unterschied zu geistiger und körperlicher Behinderung liegt 

in der Dauer. Diese Formen sind meist nicht vorübergehender Natur. Eine seelische 

Behinderung kann mit unterschiedlichsten Hilfen und Maßnahmen gemindert oder 

vermieden werden.27 

Eine Trennung zwischen seelischen und psychischen Erkrankungen ist schwierig. Die 

Aufnahme des Begriffes der seelischen Behinderung gilt eher als Auffangtatbestand.28 

  

 
26 Vgl. Jörg Fegert: Was ist seelische Behinderung? 2. Auflage, Münster, Votum Verlag, 1996, S. 34. 

27 Vgl. ebd., S. 35. 

28 Vgl. Dettmers/Weis, Betreuungsrecht für die Praxis, 2017, S. 62. 
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4. Die Akteure der rechtlichen Betreuung 

4.1 Der Betreuer 

Rechtlicher Betreuer kann nach § 1897 BGB ein ehrenamtlicher Betreuer, ein 

Berufsbetreuer, ein Vereinsbetreuer oder ein Behördenbetreuer sein. 

 

Aus folgenden statistischen Erhebungen lässt sich entnehmen, dass die Zahl der 

Berufsbetreuer stetig steigt.29 

1999 waren 77% der Betreuer ehrenamtlich und lediglich 21% Berufsbetreuer tätig. 2015 

waren es nur noch 60% Ehrenamtliche und bereits 40% Berufsbetreuer. 

Zudem sind ca. 90% der ehrenamtlichen Betreuer Familienangehörige und der Anteil der 

Behördenbetreuer liegt lediglich unter 1%.30 

4.1.1 Auswahl 

In den §§ 1897 und 1900 BGB sind die verschiedenen Personenkreise dargelegt, welche 

eine Betreuung übernehmen können. 

§ 1897 BGB Bestellung einer natürlichen Person 

– Natürliche Person, welche für Besorgung von gerichtlich bestimmten 

Aufgabenkreisen geeignet ist und persönliche Betreuung gewährleisten kann 

(Abs. 1) 

– Mitarbeiter eines anerkannten Betreuungsvereines, analog Behördenbetreuer 

(Abs. 2) 

– ausgeschlossen sind Angehörige einer Anstalt, Heimes oder Einrichtung, in 

welcher der zu Betreuende untergebracht ist und demzufolge ein 

Abhängigkeitsverhältnis besteht (Abs. 3) 

 

Des Weiteren werden in § 1897 BGB die Wünsche des Betreuten einbezogen: 

– Berücksichtigung Wünsche und Ausschlüsse von Personen (Abs. 4) 

– Berücksichtigung von Verwandtschaftsverhältnissen und persönlichen 

Bindungen (Abs. 5) 

– Anstreben von Berufsbetreuungen nur, wenn sich kein ehrenamtlicher Betreuer 
findet (Abs. 6)  

 
29 Vgl. Dettmers/Weis, Betreuungsrecht für die Praxis, 2017, S. 39. 

30 Vgl. Bundesamt für Justiz, 2016. 
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Aus Absatz 1 erschließt sich, dass das Betreuungsgericht die Betreuung beschließt. 

Auch die Aufgabenkreise werden gerichtlich bestimmt. Zur Aufgabenwahrnehmung soll 

grundsätzlich eine natürliche Person ausgewählt werden, welche auch geeignet ist und 

den Umfang der persönlichen Betreuung auch entsprechen kann. 

 

Nach § 1899 BGB besteht zudem die Möglichkeit mehrere Betreuer zu bestellen. Das 

Betreuungsgericht kann zustimmen, wenn durch mehrere Betreuer die Wahrnehmung 

der Angelegenheiten besser besorgt werden kann. Sind mehrere Betreuer in einem 

Aufgabenkreis bestellt, so kann über Angelegenheiten nur gemeinsam entschieden 

werden. Ausnahmen hiervon sind unmittelbare Gefahren oder gerichtliche 

Bestimmungen. 

 

Die Vorteile für eine Bestellung mehrerer Betreuer können unter anderem sein: 

– Berücksichtigung individueller Kompetenzen 

– Kontinuität auf langfristige Sicht bei beispielsweise dem Wegfall von Betreuern 

– Vermeidung von Überforderung 

– Vermeidung familiärer Spannungen, mehrheitliche Entscheidungen31 

 

Die Bestellung mehrerer Betreuer ist grundsätzlich nur für die Personenkreise 

vorgesehen, die keine Vergütung beziehen. Bei Berufsbetreuern oder Mitarbeiter in 

Vereinen sollte ein zweiter Betreuer nur in Angelegenheiten der Vertretung aktiv werden. 

4.1.2 Eignung 

Ob eine Person zur Betreuung geeignet ist, hängt von den individuellen Kompetenzen 

und der Bereitschaft ab. Im Vordergrund stehen die Aufgabenerfüllung der gerichtlich 

bestellten Aufgabenkreise und die persönliche Unterstützung der betreuten Person im 

erforderlichen Umfang. Betreuer sollten stets die Wünsche und Bedürfnisse des 

Betreuten berücksichtigen und diesen bei Problemlösungen unterstützen. Treten 

Thematiken auf, die aller Voraussicht nach nicht von einem Ehrenamtlichen, und somit 

auch oft Laien, bewältigt werden können, sollte ein Berufsbetreuer beauftragt werden. 

Fälschlicherweise wird oft angenommen, dass eine Betreuung mit der persönlichen 

Pflege und hauswirtschaftlichen Versorgung einhergeht. Dem ist nicht ausschließlich so. 

Der Betreuer ist lediglich zur Organisation von Hilfen und Umsetzung der rechtlichen 

 
31 Vgl. Böhm/Marburger/Spanl, Betreuungsrecht, 2018, S. 84. 
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Rahmenbedingungen verpflichtet. Zusätzliche Aufgaben und Unterstützungen im Alltag 

sind dennoch möglich.32 

 

Wer entscheidet jedoch letztendlich, ob ein Betreuer geeignet ist? 

Diese Aufgabe obliegt dem Sachverständigen der Betreuungsstelle, somit am Ende dem 

Betreuungsrichter und natürlich ebenso dem Betreuer selbst. Dieser muss seine eigenen 

Fähigkeiten kennen und auch die Besonderheiten des Betreuten. Maßgeblich ist 

ebenfalls der Umfang der Betreuung. Handelt es sich lediglich um eine persönliche 

Betreuung oder um umfangreiche steuer- und vermögensrechtliche 

Verwaltungsaufgaben? Wie ist die Stellung des Betreuten? Wie ist der 

Krankheitszustand, die Art der Behinderung oder das soziale Umfeld?33 

Ob ein Betreuer letztendlich geeignet ist, hängt von verschiedensten Faktoren sowie den 

beteiligten Individuen ab und kann im Vorfeld nicht pauschal vorhergesagt werden. 

 

§1898 BGB regelt die Übernahmepflicht. Er legt fest, dass die Betreuung nur 

übernommen werden kann, wenn der Betreuer auch geeignet ist und ihm diese Aufgabe 

tatsächlich zugemutet werden kann. Er darf auch nur bestellt werden, wenn er sich selbst 

zur Übernahme bereit erklärt hat. 

4.1.3 Pflichten 

§ 1901 BGB regelt den Umfang und die Pflichten des Betreuers. 

– alle erforderlichen Tätigkeiten, um Angelegenheiten nach rechtlichen 

Vorschriften zu erfüllen (Abs. 1) 

– Erfüllung der Angelegenheiten zum Wohl des Betreuten, sowie nach dessen 

Wünschen und Vorstellungen (Abs. 2) 

– den Wünschen des Betreuten wird entsprochen, soweit diese nicht dessen Wohl 

entgegensprechen (Abs. 3) 

– Möglichkeiten der Aufgabenkreise sollen genutzt werden, um Krankheit oder 

Behinderung zu beseitigen, zu bessern, Folgen zu lindern oder Verschlimmerung 

zu verhüten, gegebenenfalls Aufstellung eines Betreuungsplanes bei 

Berufsbetreuern (Abs. 4) 

– bei möglicher Aufhebung der Betreuung oder Einschränkungen der 

Aufgabenkreise ist das Betreuungsgericht zu informieren (Abs. 5)  

 
32 Vgl. Böhm/Marburger/Spanl, Betreuungsrecht, 2018, S. 86. 

33 Vgl. ebd., S. 87. 
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4.1.3.1 Verpflichtungsgespräch 

Der ehrenamtliche Betreuer „wird mündlich verpflichtet und über seine Aufgaben 

unterrichtet. Das gilt nicht für Vereinsbetreuer, Behördenbetreuer, Vereine...“ § 289 (1) 

FamFG. Bei diesem sogenannten Verpflichtungsgespräch werden die Aufgaben, 

Aktenlage, Beratungs- und Unterstützungsangebote oder Rechte und Pflichten 

besprochen. Auch ist es nach Abs. 2 möglich ein Einführungsgespräch durchzuführen, 

bei welchem auch der Betreute teilnehmen kann.34 

Im Zuge dieser Gespräche erhält der Betreuer seinen Betreuerausweis in Form einer 

Bestellungsurkunde (§ 290 FamFG). Die Urkunde enthält unter anderem die 

Bezeichnungen des Betreuten und des Betreuers, sowie die Aufgabenkreise. 

4.1.3.2 Aufgabenkreise 

Die Übernahme eines Aufgabenkreises wird richterlich bestimmt. Eine Regelung im 

Gesetz ist nicht festgelegt. 

Die häufigsten Aufgabenkreise sind Gesundheitsfürsorge, Aufenthaltsbestimmung und 

Vermögenssorge. Des Weiteren können Vertretungen gegenüber Behörden, 

Versicherungen oder Renten- und Sozialleistungsträgern; Wohnungsangelegenheiten; 

Entgegennahme, Öffnen und Anhalten von Post; Organisation der ambulanten Pflege 

und Heimangelegenheiten festgelegt werden.35 

4.1.3.3 Der Betreuungsplan 

§1901 (4) Satz 2, 3 BGB legt die Aufstellung eines Betreuungsplanes für Berufsbetreuer 

fest. In diesem sind die Ziele und damit verbundenen Maßnahmen festgehalten. Die 

Ziele, wie beispielsweise soziale, medizinische oder berufliche Aspekte werden an Wohl, 

Wille und Wunsch des Betreuten festgesetzt. 

Der Betreuungsplan ist jedoch nur von Berufsbetreuern und nach gerichtlicher 

Anordnung zu erstellen. Ehrenamtliche Betreuer sind von dieser Pflicht befreit. Dennoch 

kann sich ein solcher Plan auf jeder Ebene als Vorteil erweisen, da im Vorfeld Aspekte 

wie die zu erreichenden Ziele, die zu ergreifenden Maßnahmen, Beurteilung der 

Effektivität, der zeitliche Rahmen oder Fort- und Rückschritte in den Fokus genommen 

werden. Die inhaltlichen Aspekte werden flexibel, je nach Krankheitstyp, 

 
34 Vgl. Böhm/Marburger/Spanl, Betreuungsrecht, 2018, S. 87. 

35 Josef Kiener, 2018. 
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Aufgabenkreisen oder Komplexität gestaltet. Vorgelegt wird der Bericht beim 

Betreuungsgericht.36 

4.1.3.4 Prinzipien der Betreuungsplanung 

Wird der Betreuungsplan als Hilfsmittel verwendet, sollte er immer unter folgenden 

Prinzipien aufgestellt werden: 

– Beteiligung (Betroffene, Angehörige oder Dritte) 

– Transparenz (Durchschaubarkeit für alle Beteiligten) 

– Nachvollziehbarkeit (auch für Nichtbeteiligte) 

– Überprüfbarkeit (Evaluation) 

– Subjektivierung (Spezifikation auf Betroffenen) 

– Ressourcenorientierung (keine Defizitorientierung) 

– Akut-, aber auch Langzeitplanung37 

4.1.3.5 Mitteilungspflicht bei Veränderung der Lebensumstände 

§ 1901 (5) BGB beinhaltet, dass bei Änderung von gewissen Umständen eine Meldung 

an das zuständige Betreuungsgericht verlangt wird. Dies kann beispielsweise eine 

Aufgabenkreisanpassung oder Beendigung des Betreuungsverhältnisses zur Folge 

haben.38 

4.1.3.6 Gesetzliche Vertretung des Betreuten 

In § 1902 BGB ist die gerichtliche und außergerichtliche Vertretung durch den Betreuer 

in seinen Aufgabenkreisen geregelt. Zu beachten ist jedoch, dass diese Vertretung nicht 

uneingeschränkt gilt. Orientiert wird sich an Wohl, Wille und Wunsch des Betreuten. In 

Verbindung mit der Geschäftsfähigkeit des Betreuten handelt der Betreuer nur in den 

übertragenen Aufgabenkreisen als gesetzlicher Vertreter. 

 
36 Vgl. Böhm/Marburger/Spanl, Betreuungsrecht, 2018, S. 96. 

37 Vgl. ebd., S. 98. 

38 Vgl. ebd., S. 99. 
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4.1.3.7 Pflichten beim Tod des Betreuten 

Stirbt der Betreute, so endet das Betreuungsverhältnis. Zu dieser Beendigung gehört 

auch das Anfertigen eines Abschlussberichtes, welcher beim Betreuungsgericht 

eingereicht wird. Außerdem muss der Betreuer seine Betreuungsurkunde zurückgeben. 

Gehörte zum Aufgabenkreis die Vermögenssorge, so ist ebenfalls eine 

Schlussrechnungslegung anzufertigen. Bei der Befreiung der Rechnungslegung muss 

dennoch eine Vermögensübersicht eingereicht werden.39 

 

4.1.4 Ausschluss 

In §§ 1795 in Verbindung mit 1908i BGB sind Ausschlussgründe aufgelistet. Hierzu 

zählen kurz umrissen die Vertretung bei diversen Rechtsgeschäften mit Ehepartnern, 

Verwandten des Betreuers oder Ansprüche, die persönliche finanzielle Belastungen 

nach sich ziehen. Es gilt zudem das Verbot der Insichgeschäfte nach § 181 BGB. 

§ 1796 BGB sagt aus, dass eine Entziehung der Vertretungsmacht nur erfolgen darf, 

wenn die Interessen in erheblichen Gegensatz zueinanderstehen. 

Ist der Fall gegeben, dass ein Betreuer ausgeschlossen werden muss, so tritt an seine 

Stelle ein weiterer, sogenannter Ergänzungsbetreuer.40 

4.2 Ehrenamtliche Betreuer 

Zusammenfassend ist zu sagen, dass das Betreuungsrecht ehrenamtliche Betreuer 

bevorzugt. Demzufolge werden nach § 1897 (6) S. 1 BGB Berufsbetreuer nur eingesetzt, 

wenn kein geeigneter Ehrenamtlicher gefunden werden kann. Ist nach § 1908b (1) S. 3 

BGB ein Berufsbetreuer bereits tätig und es findet sich zu einem späteren Zeitpunkt 

jedoch ein ehrenamtlicher Betreuer, so kann der Berufsbetreuer vom Gericht entlassen 

werden und den Ehrenamtlichen an seine Stelle setzen. 

Ehrenamtliche Betreuer sorgen unentgeltlich für die Aufgabenkreise des Betreuten. Sie 

handeln verantwortlich im Sinne des Betreuten und meist aus moralischer Verpflichtung. 

Daher sollte stets auf eine eventuelle Überforderung geachtet und bei umfangreichen 

Aufgaben möglicherweise ein Berufsbetreuer hinzugezogen werden.41 

 
39 Vgl. Böhm/Marburger/Spanl, Betreuungsrecht, 2018, S.108. 

40 Vgl. ebd., S.102. 

41 Vgl. ebd., S. 85. 
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4.3 Akteur Gericht 

Zu den Aufgaben des Betreuungsgerichtes gehören Betreuungsangelegenheiten, wie 

beispielsweise Betreuungsverfahren, Unterbringung oder unterbringungsähnliche 

Maßnahmen 42  und betreuungsgerichtliche Zuweisungen, wie beispielsweise Pfleg-

schaftsverfahren für Volljährige.43 

4.4 Akteur Betreuungsverein 

Betreuungsvereine sind meist in Trägerschaft von Kirchen, Wohlfahrtsverbänden oder 

eigenständige Vereine. Neben der Betreuungstätigkeit zählen die Gewinnung, 

Aufgabeneinführung, das Informieren und Fortbildung ehrenamtlicher Betreuer zu deren 

Aufgaben.44 

4.5 Akteur Betreuungsbehörde 

Die Betreuungsbehörden nehmen die behördlichen Aufgaben des Betreuungsrechts 

wahr. Sie arbeiten mit den Betreuungsrichtern, Vereinsbetreuern und Berufsbetreuern 

zusammen und unterstützen die Betreuer. Sie sind in den kreisfreien Städten und 

Landkreisen angegliedert.45 

4.6 sonstige Rahmenbedingungen 

4.6.1 Erweiterung der Betreuung 

Verändert sich der Umfang der Betreuung, so muss eine Erweiterung der 

Aufgabenkreise angestrengt werden. Ist dies der Fall, muss der Betreuer den 

Sachverhalt dem Betreuungsgericht mitteilen. 

Nach den Gesetzen des BGB ist die Bestellung von weiteren Betreuern möglich. Diese 

können ein Sterilisationsbetreuer oder Ergänzungsbetreuer sein. Nach § 1899 (2) BGB 

muss ein Sterilisationsbetreuer zu dem eigentlichen Betreuer hinzugezogen werden, ehe 

die Entscheidung über eine Sterilisation getroffen wird. Nach § 1795 BGB kann ein 

 
42 Vgl. Dettmers/Weis, Betreuungsrecht für die Praxis, 2017, S. 30. 

43 Vgl. ebd., S. 31. 

44 Vgl. ebd., S. 42. 

45 Vgl. Juraforum.de, 2021. 
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Ergänzungsbetreuer hinzugezogen werden, wenn es zu Rechtsgeschäften zwischen 

den Beteiligten kommt oder nach § 1899 (4) BGB ein Betreuer verhindert ist.46 

4.6.2 Verlängerung der Betreuung 

§ 295 FamFG regelt die Aspekte zur Verlängerung einer Betreuung. Nach Abs. 2 muss 

nach sieben Jahren eine erneute Verlängerung vom Gericht entschieden werden. 

Diese Regelung verhindert eine unbegrenzte Zuständigkeit des Betreuers. Dies kann als 

beidseitiger Schutz für Betreuer und Betreuten verstanden werden. 

4.6.3 Beendigung der Betreuung 

§1908d (1) BGB regelt: „Die Betreuung ist aufzuheben, wenn ihre Voraussetzungen 

wegfallen. Fallen diese Voraussetzungen nur für einen Teil der Aufgaben des Betreuers 

weg, so ist dessen Aufgabenkreis einzuschränken.“ 

Abs. 2 regelt, dass auch ein Geschäftsunfähiger einen Antrag auf Aufhebung stellen 

kann. 

Des Weiteren kann eine Betreuung aufgehoben werden, wenn eine sogenannte 

Unbetreubarkeit vorliegt. Das heißt, dass der Betreute jegliche Zusammenarbeit 

unmöglich macht oder verweigert. Dadurch kommt es zu einer Handlungsunfähigkeit des 

Betreuers und somit zu einer indirekten Unmöglichkeit der Aufgabenerfüllung.47 

4.6.4 Neubestellung eines Betreuers 

Nach § 1908c BGB muss ein neuer Betreuer bestellt werden, wenn der Ursprüngliche 

verstorben ist oder entlassen wird. 

4.6.5 § 1896 (2) Satz 2 BGB „Andere Hilfen“ 

 

Unter den „Anderen Hilfen“ kann man eine Unterscheidung in private und öffentliche 

Hilfen vornehmen. Diese Hilfen haben Vorrang vor einer Betreuerbestellung und dienen 

der Selbstbestimmung. Staatliche Eingriffe können vermieden werden, wenn die 

Angelegenheiten in einem privaten Rahmen gelöst werden können. 

  

 
46 Vgl. Böhm/Marburger/Spanl, Betreuungsrecht, 2018, S.103. 

47 Vgl. ebd., S.105. 
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Private Unterstützung können die hilfebedürftigen Personen von Freiwilligen wie 

Familienangehörigen, Freunden oder Nachbarn erhalten. Die Hilfen können in 

verschiedensten Formen erfolgen: 

 

– Haushaltsversorgung 

– Begleitung zu Ärzten, Ämtern oder Einkäufen 

– Unterstützung bei der Suche nach Dritthilfen, wie Freizeitveranstaltungen oder 

Fahrdiensten48 

 

Weitere Hilfen für Unterstützer, die privat organisiert werden, können sein: 

  

– Beratungsstellen 

– ambulante Dienste, Hausnotruf, Heime 

– Essen auf Rädern49 

 

Öffentliche Hilfen können in Form von sozialen Einrichtungen und Diensten der 

Kommune im Rahmen der Daseinsvorsorge und zum Wohlergehen wahrgenommen 

werden. Diese können beispielsweise der Allgemeine soziale Dienst der Landkreise und 

kreisfreien Städte oder der Sozialdienst der Krankenhäuser sein. 

Der Unterschied zwischen privaten und öffentlichen Hilfen ist, dass die öffentlichen Hilfen 

stets gesetzlichen Vorgaben und einheitlichen Rahmenbedingungen unterliegen.50 

 

Grundsätzlich gilt, dass private und öffentliche Hilfen für eine optimale Unterstützung nie 

konkurrierend, sondern stets parallel und ergänzend zueinanderstehen sollten. 

 

Grenzen privater und öffentlicher Hilfe: 

– Ablehnung durch Betreuten 

– institutionelle, regionale Gegebenheiten 

– individuelle und kompetente Aspekte der Helfenden 

– rechtliche und gesellschaftliche Bedingungen 

 

 
48 Vgl. Böhm/Marburger/Spanl, Betreuungsrecht, 2018, S. 46. 

49 Vgl. ebd., S. 47. 

50 Vgl. ebd., S. 48. 
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Erst wenn private und öffentliche Hilfen erschöpft und die Grenzen der Hilfen erreicht 

sind, sollte über eine Anregung zur Betreuung nachgedacht werden. Diese Reihenfolge 

richtet sich nach dem Grundsatz der Nachrangigkeit. Auch ist es möglich, die Betreuung 

nur in bestimmten Teilbereichen anzuregen und die anderen Hilfen in den verbleibenden 

Teilbereichen beizubehalten.51 

4.7 Der Betreute 

Bei den Betroffenen des Betreuungsverfahrens handelt es sich um Volljährige, die die 

Voraussetzungen des § 1896 (1) BGB erfüllen. Der Betreute wird als Subjekt angesehen, 

nicht als Objekt. Dies bedeutet, dass er nach seinen individuellen Fähigkeiten den 

Prozess aktiv beeinflussen und mitgestalten kann. 

Zu den Vorteilen des Betreuungsrechts für den Betroffenen zählt: 

– nur der Betroffene ist antragsberechtigt 

– der Betroffene darf Vorschläge und Wünsche äußern 

– oberste Priorität bildet das Wohl des Betroffenen52 

– er ist im Verfahren zwingend zu beteiligen 

– er ist verfahrensfähig, unabhängig von seiner Geschäftsfähigkeit53 

4.7.1 Rechte des Betreuten 

4.7.1.1 Wohl des Betreuten nach § 1901 (2) BGB 

In § 1901 BGB wird oft auf „das Wohl“ des Betreuten abgestellt. Der Begriff des 

„Wohles“ ist zwar ein unbestimmter Rechtsbegriff, lässt sich jedoch vom Betreuer nicht 

beliebig auslegen. Zum Wohl zählen beispielsweise die Möglichkeiten, das Leben nach 

den eigenen Wünschen zu gestalten und mit den individuellen 

Persönlichkeitsmerkmalen akzeptiert zu werden. Des Weiteren spielt der persönliche 

Kontakt zwischen Betreuer und Betreuten eine große Rolle. Dieser ist zudem im Gesetz, 

unter anderem in den §§ 1897 (1) oder 1901 (3) BGB verankert. 

Die Häufigkeit der Kontakte zwischen Betreuer und Betreuten legt der Gesetzgeber nicht 

fest.54 

 
51 Vgl. Böhm/Marburger/Spanl, Betreuungsrecht, 2018, S. 49. 

52 Vgl. Dettmers/Weis, Betreuungsrecht für die Praxis, 2017, S. 29. 

53 Vgl. ebd., S. 30. 

54 Vgl. Böhm/Marburger/Spanl, Betreuungsrecht, 2018, S. 90. 
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In § 1840 BGB ist jedoch festgeschrieben, dass ein jährlicher Bericht vom Betreuer an 

das Familiengericht zu erfolgen hat, welcher unter anderem das Verhältnis der 

persönlichen Kontakte enthält. Die Vorschriften von §§ 1840 in Verbindung mit 1908i 

BGB gelten analog zum Betreuungsrecht.   

4.7.1.2 Wünsche des Betreuten nach § 1901 (3) BGB 

Aus Abs. 3 ergeht, dass der Betreuer stets nach den Wünschen des Betreuten zu 

handeln und entscheiden hat. Diese Vorgabe entspricht allen Lebensbereichen, wie 

Wohnort, Freizeitgestaltung oder Konsumverhalten. Auf die Frage, wie der Betreute mit 

seinen Finanzen umgeht, hat das OLG Düsseldorf (BtPrax 1999, 74) eine Antwort 

gefunden. Der Rechtsspruch besagt, dass der Wille das Geld auszugeben dem des 

Sparens überwiegt. Maßgeblich ist nur die Sicherung der Existenzgrundlage. 

Unabhängig von Geschäftsfähigkeit orientiert sich der Betreuer an Äußerungen und 

Gesten des Betreuten. Ein Recht auf Verwehrung der Wünsche besteht lediglich, wenn 

eine Gefahr für die Allgemeinheit oder eine strafbare Handlung besteht. Auch sind 

Wünsche nicht zu beachten, wenn der Betreute aufgrund seiner Erkrankung nicht mehr 

in der Lage ist eigene Wünsche zu bilden. Wünsche die vor Bestellung des Betreuers 

geäußert wurden sind beachtlich. Werden Wünsche nicht beachtet oder bewusst 

ignoriert, stellt dies nach §§ 1837 (2), (3) in Verbindung mit 1908i BGB eine 

Pflichtwidrigkeit dar. In gravierenden Fällen können der Entlassung des Betreuers, 

Schadenersatzansprüche oder Zwangsgelder die Folge sein.55 

4.7.1.3 Besprechungspflicht bei wichtigen Angelegenheiten 

Nach §1901 (3) S.3 BGB gilt, „Ehe der Betreuer wichtige Angelegenheiten erledigt, 

bespricht er sie mit dem Betreuten, sofern dies dessen Wohl nicht zuwiderläuft.“ 

Dieser Satz unterstreicht die Beachtung des Willens und der Wünsche des Betreuten. 

Wunsch und Wille sollen nicht nur gehört, sondern auch unmittelbar in die 

Entscheidungen einbezogen werden. Sinnvoll können in jedem Fall Gesprächsprotokolle 

sein, die von beiden Seiten unterzeichnet werden.56 

Ausnahmen von der Besprechungspflicht gelten nur in Fällen, in denen eine Gefährdung 

des gesundheitlichen Wohls besteht oder die Betroffenen aufgrund einer geistigen 

 
55 Vgl. Böhm/Marburger/Spanl, Betreuungsrecht, 2018, S. 91. 

56 Vgl. ebd., S. 94. 
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Behinderung oder sonstigen Einschränkung nicht in der Lage sind eigenverantwortlich 

mitzubestimmen.57 

4.7.2 Betreuerbestellung gegen den Willen des Betreuten 

Nach § 1896 (1a) BGB darf „gegen den freien Willen des Volljährigen ein Betreuer nicht 

bestellt werden“. 

 

Eine Schranke kann jedoch § 104 Nr. 2 BGB darstellen, welcher besagt, dass 

„Geschäftsunfähig ist, wer sich in einem die freie Willensbildung ausschließendem 

Zustand krankhafter Störung der Geistestätigkeit befindet, sofern nicht der Zustand 

seiner Natur nach ein vorübergehender ist.“   

Folglich darf gegen den Willen nur entschieden werden, wenn die freie Willensbildung 

aufgrund von Störungen oder Behinderungen eingeschränkt ist. 

 

Die Feststellung, ob die Willensbildung beeinträchtigt ist oder nicht, ermittelt ein 

Sachverständiger in einem Gutachten. Dieser prüft dabei die Erkenntnisfähigkeit sowie 

die Fähigkeit nach dieser Einsicht zu handeln.58 

 

Wurde festgestellt, dass eine psychische, geistige, körperliche oder seelische 

Beeinträchtigung vorliegt und eigene Angelegenheiten nicht mehr besorgt werden 

können, so folgt in § 1896 (2) BGB eine weitere Voraussetzung. Satz 1 sagt „Ein Betreuer 

darf nur für Aufgabenkreise bestellt werden, in denen die Betreuung erforderlich ist.“ Hier 

werden zwei Sachverhalte angesprochen. Erstens die Aufgabenkreise und zum zweiten 

die Erforderlichkeit. Das bedeutet, dass für jeden einzelnen Aufgabenkreis nachfolgend 

geprüft werden muss, ob für diesen eine Betreuerbestellung auch tatsächlich erforderlich 

ist. 

  

 
57 Vgl. Böhm/Marburger/Spanl, Betreuungsrecht, 2018, S. 95. 

58 Vgl. ebd., S. 43. 
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Die Erforderlichkeit zur Übernahme der Aufgabenkreise erfolgt durch eine 3-Schritt-

Prüfung: 

 

1. subjektive Betreuungsvoraussetzung, stellt fest, ob eine tatsächliche 

Beeinträchtigung vorliegt 

2. objektive Betreuungsvoraussetzung, stellt fest, ob die Behinderung Ursache ist, 

die Angelegenheiten nicht besorgen zu können 

3. Subsidiarität der Betreuungsanordnung, stellt fest, ob Betreuerbestellung nur 

erforderlich ist, wenn nicht andere Hilfen, wie Angehörige, Freunde vorhanden 

sind. 
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5. Das betreuungsgerichtliche Verfahren 

Für Rechtsgeschäfte, die der Betreuer für den Betreuten vornimmt, wurden zum Schutz 

der Persönlichkeits- und Vermögensrechte Genehmigungsvorbehalte eingeführt. Das 

bedeutet, dass Rechtshandlungen erst wirksam werden, wenn das Betreuungsgericht 

sein Einverständnis gibt. Diese Regelung soll sowohl als Kontroll- und Aufsichtsfunktion 

des Gerichtes gegenüber dem Betreuer angesehen werden, als auch eine Sicherheit für 

den Betreuten sein, dass Entscheidungen nur im Sinne seines Wohles, Willens und 

Wunsch getroffen werden. 

5.1 Rechtsgeschäfte und Tathandlungen 

Grundlage für die Vertretung des Betreuten bietet § 1902 BGB: „In seinem Aufgabenkreis 

vertritt der Betreuer den Betreuten gerichtlich und außergerichtlich.“ 

Voraussetzung für diese Vertretung ist eine betreuungsgerichtliche Genehmigung. 

Handelt der Betreuer ohne eine solche Genehmigung, handelt er ohne Vertretungsmacht. 

Dies bedeutet, dass nach § 1829 (1) S. 1 BGB Verträge schwebend unwirksam und 

einseitige Rechtsgeschäfte nach § 1931 BGB ebenso unwirksam sind. 

Dementsprechend sorgt eine solche Genehmigung dafür, dass eine uneingeschränkte 

Vertretungsmacht von Seiten des Betreuers entsteht. Wurde dem Betreuer folglich im 

Sinne des § 1828 BGB eine Genehmigung erteilt, kann dieser für den Betreuten 

wirksame Rechtsgeschäfte schließen. Die Rechtskraft der Vertretung tritt erst nach 

Ablauf der Rechtsmittelfrist nach § 45 S. 1 FamFG ein.59 

Von Rechtsgeschäften sind Tathandlungen zu unterscheiden. Es gelten folgende 

Besonderheiten: 

Die Einwilligung in ärztliche Maßnahmen nach § 1904 (1) S. 1 BGB und Nichteinwilligung 

oder Widerruf in eine ärztliche Maßnahme nach §1904 (2) BGB, werden erst zwei 

Wochen nach Bekanntgabe an den Betreuer wirksam. 

Nach § 1905 (2) BGB darf eine Sterilisation erst zwei Wochen nach Wirksamwerden der 

Genehmigung der Einwilligung in eine Sterilisation durchgeführt werden. 

Genehmigungen zur Unterbringung nach § 1906 (2) S.1 BGB oder zu 

unterbringungsähnlichen Maßnahmen nach § 1906 (4) BGB werden erst nach Eintritt 

der Rechtskraft wirksam. 

  

 
59 Vgl. Böhm/Marburger/Spanl, Betreuungsrecht, 2018, S.145. 
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5.2 Inhalt der Genehmigung 

Genehmigungen können vom Betreuungsgericht erteilt, verweigert oder unter Auflagen 

erteilt werden. Handelt im letzten Fall der Betreuer ohne Erfüllung der Auflage, so ist das 

Rechtsgeschäft zwar wirksam, aber das Gericht hat die Möglichkeit Zwangsgelder zu 

erheben.60 

5.3 Beteiligte am Betreuungsverfahren 

Die Beteiligten im Betreuungsverfahren sind nach § 274 FamFG Betreuer, Betreuter und 

ein bestellter Verfahrenspfleger. Nach gewissen Voraussetzungen des Abs. 3 kann die 

zuständige Behörde hinzugezogen werden. Aus Abs. 4 ergibt sich, dass Angehörige und 

Verwandte nicht zu beteiligen sind. 

5.4 Genehmigungsvorbehalte zum persönlichen Schutz des Betreuten 

Aus § 1903 BGB ergibt sich, dass sich das Gericht gewisse Einwilligungsvorbehalte 

aussprechen kann. Dies bedeutet, dass der Betreute die Einwilligung für bestimmte 

Aufgaben von seinem Betreuer einholen muss. Diese Anordnungen dienen zum Schutz 

des Betreuten und erstrecken sich über die verschiedenen Aufgabenkreise. 

Einwilligungsvorbehalte können für nachfolgende Sachverhalte bestimmt werden. 

5.4.1 Untersuchung des Gesundheitszustandes, Heilbehandlung und ärztlicher 

Eingriff 

Nach § 1904 (1) BGB bedarf die Einwilligung des Betreuers einer gerichtlichen 

Genehmigung, wenn Maßnahmen zur Untersuchung des Gesundheitszustandes, der 

Heilbehandlung oder ärztliche Eingriffe durchgeführt werden, bei denen die Gefahr 

besteht, dass der Betreute bei der Maßnahme stirbt oder einen schwerwiegenden 

gesundheitlichen Schaden erleidet. 

Ist der Betreute jedoch selbst für die Wahrnehmung seines Aufgabenkreises 

Gesundheitsfürsorge zuständig, so bedarf es der Einwilligung des Betreuers nur, wenn 

der Betreute nicht über die natürliche Einsichts- und Steuerungsfähigkeit verfügt. Von 

einer eingeschränkten Einsichts- und Steuerungsfähigkeit spricht man, wenn der 

Betreute nicht die Bedeutung, Tragweite und Risiken erfassen kann. 

 
60 Vgl. Böhm/Marburger/Spanl, Betreuungsrecht, 2018, S.146. 
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Grundsätzlich bedarf es vor jeder oben genannten Maßnahme einer Einwilligung des 

Betreuers und des Gerichtes. 

Wurde die Einwilligung von einem Einwilligungsfähigen nicht erteilt, so kann der Betreuer 

diese Verweigerung nicht ersetzen. Ist die Verweigerung jedoch nicht nachvollziehbar, 

so kann an der Einwilligungsfähigkeit des Betreuten gezweifelt werden.61 

 

Die Betreuungsverfügung ist keine Vollmacht. Sie enthält stattdessen Wünsche über 

Personen, die eine eventuelle zukünftige Betreuung übernehmen sollen. Dieser Wunsch 

ist nach § 1897 (4) BGB für gerichtliche Entscheidungen bindend.62 

5.4.2 Sterilisation 

Ein weiterer Genehmigungsvorbehalt findet sich für Sterilisation, dem 

Unfruchtbarmachen durch einen medizinischen Eingriff in § 1905 BGB. Um einen 

Interessenkonflikt des Betreuers zu vermeiden, wird bei Verfahren nach § 1905 BGB 

stets ein besonderer Betreuer nach § 1899 (2) BGB bestellt. Wie auch bei der 

Untersuchung des Gesundheitszustandes, Heilbehandlungen oder ärztlichen Eingriffen 

nach § 1904 (1) BGB wird auch in diesem Fall die Einsichts- und Steuerungsfähigkeit 

des Betreuten betrachtet. 

5.4.3 Abbruch lebenserhaltender Maßnahmen 

Im § 1904 (2) BGB steht die Nichteinwilligung bzw. Widerruf der Einwilligung im 

Vordergrund, eine Maßnahme nach Abs. 1 zu unterlassen. Die Handlungen, die in diesen 

Fällen unterbleiben sind zumeist lebenserhaltende Maßnahmen. Entscheidungen über 

diese Sachverhalte führen oft zu inneren Konflikten bei den behandelnden Ärzten und 

Betreuern.63 

 

Weitere Genehmigungsvorbehalte können in Rechtsgebieten, wie beispielsweise der 

Aufgabe von Wohnraum, Grundstücksgeschäften, Erbschaftsangelegenheiten, 

Angelegenheiten über Arbeit und Ausbildung, Geld- Bank- und Kreditgeschäfte oder 

Verfügungen über Forderungen und Rechte des Betreuten, getroffen werden. 

  

 
61 Vgl. Böhm/Marburger/Spanl, Betreuungsrecht, 2018, S.162. 

62 Vgl. Dettmers/Weis, Betreuungsrecht für die Praxis, 2017, S. 26. 

63 Vgl. Böhm/Marburger/Spanl, Betreuungsrecht, 2018, S. 173. 
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5.4.4 Freiheitsentziehende Maßnahmen 

Im öffentlichen Recht gilt für freiheitsentziehende Maßnahmen zumeist das Polizeirecht, 

in welchem der öffentliche Schutzauftrag des Staates zum Schutze des Betroffenen, 

aber auch Dritter, im Vordergrund steht. Im Zivilrecht, meist das Familienrecht, wird zum 

Wohle des Betroffenen fürsorglich gehandelt. 

 

Freiheitsentziehende Maßnahmen können in zivilrechtliche und öffentlich-rechtliche 

Freiheitseinschränkungen unterteilt werden. 

 

Gründe für die Unterbringung im Zivilrecht ist eine erhebliche Selbstgefährdung oder 

Behandlungsnotwendigkeit. Im öffentlichen Recht bedarf es einer Fremdgefährdung 

oder akuten Selbstgefährdung. 

Die Legitimationsgrundlage liegt im Zivilrecht bei der Einwilligung des Bevollmächtigten 

oder Betreuers, im öffentlichen Recht bei der Anordnung des Betreuungsrichters. 

Für die Dauer der Unterbringung legt das Zivilrecht einen längerfristigen 

Unterbringungsbedarf fest. Im öffentlichen Recht bedarf es einer Krisenintervention. 

Für den Ort der Unterbringung hat das Zivilrecht keine besondere Festlegung, das 

öffentliche Recht bestimmt jedoch die Einrichtung. 

Freiheitsentziehende Maßnahmen sind im Zivilrecht kein Bestandteil der Befugnis zur 

Unterbringung. Im öffentlichen Recht hingegen schon.64 

Der Betreuer ist zu den Maßnahmen nur befugt, wenn er auch für den Aufgabenkreis der 

Unterbringungsmaßnahme bestellt wurde. 

5.4.4.1 Unterbringung und freiheitsentziehende Maßnahmen nach § 1906 (4) BGB 

Die materiellen Voraussetzungen nach oben genannten Paragrafen müssen vorliegen 

und das Betreuungsgericht seine Genehmigung erteilen. Um Entscheidungen treffen zu 

können, benötigt der Betreuer die Vollmacht aller folgenden drei Aufgabenkreise: 

freiheitsentziehende Unterbringung, Aufenthaltsbestimmung und Personensorge. Der 

Betreute muss aufgrund seiner Krankheit oder Behinderung seinen Willen für die 

Maßnahmen nicht frei bestimmen können.65  Für die Maßnahmen gelten die gleichen 

Bestimmungen66.  

 
64 Vgl. Hoffmann/Klie, Freiheitsentziehende Maßnahmen, 2012, S. 3. 

65 Vgl. ebd., S. 23. 

66 Vgl. ebd., S. 24. 
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5.4.4.2 Voraussetzungen § 1906 (1) BGB 

Vorausgesetzt wird bei den Maßnahmen, dass im Interesse und Wohles des Betroffenen 

gehandelt wird. Maßnahmen sind nur nach Voraussetzungen des § 1906 (1) BGB 

zulässig. Folglich nach Nr. 1 dem Bestehen von Selbstgefährdung und nach Nr. 2 der 

Notwendigkeit einer Behandlung.67 

5.4.5 Praxisrelevante Problemfelder im Zusammenhang mit freiheitsentziehenden 

Maßnahmen 

Oft ist es schwer eine klare Linie zwischen den rechtlichen Vorgaben und den 

individuellen Gegebenheiten des Betroffenen zu ziehen. Im Folgenden werden die am 

häufigsten auftretenden Schwierigkeiten beleuchtet, welche eine eindeutige Zuordnung 

freiheitsentziehender Maßnahmen schwierig gestalten. 

 

Alkoholismus 

Nach § 1896 BGB handelt es sich beim Alkoholismus um keine psychische Erkrankung. 

Damit begründet sich keine Betreuerbestellung und die entsprechenden Maßnahmen 

entfallen. Aus einer Alkoholsucht wird erst eine psychische Erkrankung, wenn 

hirnorganische Schäden aus ihr resultieren.68 

Maßnahmen zur Alkoholentwöhnung sind als freiheitsentziehende Unterbringung und 

Heilbehandlung unzulässig.69 

 

Suchterkrankungen 

Kommt es durch eine psychische Krankheit zu einem Persönlichkeitsabbau sind 

eingreifende Maßnahmen unzulässig. Hat sich die Erkrankung jedoch so verfestigt, dass 

eine geistige oder seelische Behinderung daraus entstanden ist, sind 

freiheitsentziehende Maßnahme zulässig.70 

Für die verschiedenen Maßnahmen von Entwöhnungsbehandlungen bei 

Suchterkrankungen ist eine freiheitsentziehende Maßnahme nicht zulässig. 

  

 
67 Vgl. Hoffmann/Klie, Freiheitsentziehende Maßnahmen, 2012, S. 29. 

68 Vgl. ebd., S. 32. 

69 Vgl. ebd., S. 33. 

 70Vgl. ebd., S. 37. 
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Aussperren 

Als sogenanntes Aussperren wird das Verhindern der Fortbewegung bezeichnet. Kein 

Aussperren hingegen sind Zugangsbeschränkungen bestimmter Räumlichkeiten.71 

 

Chronifizierung 

Bei bestimmten Erkrankungen sind freiheitsentziehende Maßnahme nur zulässig, wenn 

diese noch nicht chronisch sind. Ist die Erkrankung bereits chronisch, ist ein 

Intervenieren zu spät und die freiheitsentziehende Maßnahme ist unzulässig. 

 

Drittgefährdung 

Besteht die Möglichkeit einer Gefährdung Dritter, so ist ein Eingriff nur nach öffentlichem 

Recht zulässig, nicht nach Zivilrecht.72 

 

Fixierung 

Das Fixieren von Körperteilen oder dem gesamten Körper ist in Ausnahmefällen nur 

zulässig, wenn es zur Abwendung von erheblichen Gesundheitsgefahren durch 

Selbstverletzung dient. Eine Fixierung zur Sturzprophylaxe ist unzulässig. 

 

Freiheit zur Krankheit oder Selbstschädigung 

Jeder Mensch hat das Recht zur Ablehnung ärztlicher Maßnahmen, auch wenn daraus 

Gesundheitsschäden folgen könnten. 73  Suizidversuche rechtfertigen keine freiheits-

entziehenden Maßnahmen, es sei denn sie sind Folge einer psychischen Erkrankung.74 

 

Herausforderndes Verhalten 

Bei Personen die aufgrund ihrer Erkrankung zu Aggression, Enthemmung, Ängstlichkeit 

oder sonstigem herausfordernden Verhalten neigen, sind freiheitsentziehende 

Maßnahmen nicht zulässig.75 

  

 
71 Vgl. Hoffmann/Klie, Freiheitsentziehende Maßnahmen, 2012, S. 33. 

72 Vgl. ebd., S. 34. 

73 Vgl. ebd., S. 35. 

74 Vgl. ebd., S. 38. 

75 Vgl. ebd., S. 36. 
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Verwahrlosung 

Ein unhygienischer Zustand oder eine Verwahrlosung rechtfertigt keine 

Interventionsmaßnahmen. Droht jedoch ein erheblicher Gesundheitsschaden, ist ein 

Eingriff möglich. 

 

Freiheitsbeschränkende Maßnahmen in der eigenen Häuslichkeit 

Die Maßnahmen bedürfen in der häuslichen Pflege ebenso einer Legitimation wie in 

anderen Unterbringungsformen. Freiheitsrechte sind auch im eigenen Hause 

grundrechtlich nach Art. 2 (2) GG geschützt. Eindeutige Regelungen für die häusliche 

Unterbringung existieren jedoch nicht.76 

  

 
76 Vgl. Hoffmann/Klie, Freiheitsentziehende Maßnahmen, 2012, S. 62. 
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6. Chancen und Grenzen 

Die nachfolgenden Chancen und Grenzen werden lediglich im Hinblick auf den 

Betreuten ausgelegt. Auf Dritte, wie Betreuer, Gericht oder Behörde wird nicht vertiefend 

eingegangen, da sich diese Arbeit lediglich mit den Chancen und Grenzen des Betreuten 

auseinandersetzt. 

Mehrere Aspekte können zugleich als Vor- aber auch als Nachteil ausgelegt werden und 

es kann zu Doppelnennungen kommen, welche jedoch auf den jeweiligen Sachverhalt 

bezogen werden. 

6.1 Vorteile und Chancen des Betreuungsrechts 

Kann der Betroffene seinen Willen verbal und kognitiv nicht äußern, so obliegt es dem 

Betreuer, den Willen des Betreuten auszulegen. Dies gibt dem Betroffenen bei 

ordnungsgemäßer Auslegung die Sicherheit, dass nach seinen Interessen gehandelt 

wird. 

 

Ist der Betroffene in einigen Lebensbereichen selbstständig, entscheidungsfähig und 

benötigt nur in bestimmten Alltagsaufgaben Unterstützung, so ist es für ihn von Vorteil, 

dass der Betreuer lediglich die Betreuung in ausgewählten Bereichen übernimmt. 

Hierbei erfährt der Betreute Hilfe in den Bereichen, in denen er Unterstützung benötigt, 

kann jedoch in den übrigen Aufgabenkreisen selbstständig entscheiden. 

 

Das Subsidiaritätsprinzip nach § 1896 (2) S. 2 BGB, welches für das Betreuungsrecht 

gilt, ist für den Betreuten von Vorteil, da es eine unnötige Betreuung ausschließt. Ist eine 

Vorsorgevollmacht vorhanden oder gewährleisten „andere Hilfen“ eine 

Aufgabenerfüllung, erübrigt sich die Betreuung. Für Rechtsgeschäfte jedoch muss ein 

Betreuer bestellt werden. Dies kann dem Betreuten die Sicherheit geben, keine 

fehlerhaften Handlungen zu tätigen und Unterstützung in wichtigen, rechtlichen 

Entscheidungen zu erhalten. 

 

Der Grundsatz der persönlichen Betreuung ist vorteilhaft, da ausschließlich die Wünsche 

des Betreuten beachtet werden und diese den Handlungsrahmen vorgeben. 

 

Nach dem Grundsatz des Ehrenamtes übernehmen zumeist Angehörige die Betreuung. 

Dies gibt Sicherheit und Unterstützung von Personen, die der Betreute bereits sein 

gesamtes Leben kennt und zu denen er eine Bindung hat. Gesetzlich bestimmte 
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Betreuer, die dem Betreuten unbekannt sind und gegebenenfalls andere 

Lebensauffassungen vertreten, werden erst als zweite Option nötig.77 

 

Nach dem Prinzip der Rehabilitation soll der Betreuer Defizite erkennen und diese 

minimieren. Das ist von Vorteil, da nicht nur an akuten Problemen gearbeitet, sondern 

der Blick auch in die Zukunft und Weiterentwicklung gerichtet wird. 

 

Der Grundsatz der Selbstbestimmung besteht immer, ausgenommen in Fällen von 

Selbstschädigung. Dies bedeutet für den Betreuten, dass alle Maßnahmen in seinem 

Sinne geschehen. Das schließt auch die Fälle der Selbstschädigung ein, bei denen 

eingegriffen werden muss. 

 

Ein weiterer Vorteil für den Betreuten ist, dass sein gerichtlich bestellter Betreuer einer 

Überprüfung der persönlichen und fachlichen Eignung unterliegt. Das schließt 

ungeeignete Personen aus, die dem Betreuten schaden könnten. 

 

Des Weiteren können mehrere Betreuer in einem Aufgabenkreis bestimmt werden. Dies 

kann Meinungsverschiedenheiten im Familienkreis verhindern oder zu einer 

verbesserten und weitblickenderen Entscheidungsfindung beitragen. 

Auch können mehrere Betreuer für unterschiedliche Aufgabenkreise benannt werden. 

Dies kann hilfreich sein, wenn Betreuer in entsprechenden Fachgebieten Spezial-

kenntnisse besitzen. 

 

Es ist vorteilhaft, dass bei der Betreuerauswahl der Wille des Betreuten berücksichtigt 

werden muss. Selbst wenn der Betreuer vom Gericht bestellt wird.78 

 

Positiv ist, dass bei Nichteignung, Krankheit oder unzumutbarer Fortführung der 

Betreuung der Betreuer augenblicklich gewechselt oder entlassen werden kann. Findet 

sich eine Person, die mehr geeignet ist oder die sich anbietet, ist dem nachzugehen.79 

 

 
77 Vgl. Röchling, Jugend-, Familien und Betreuungsrecht für die soziale Arbeit, 2012, S. 146. 

78 Vgl. ebd., S. 147. 

79 Vgl. ebd., S. 148. 
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Ein weiterer Vorteil ist, falls der Betreute durch fehlende Einsichtsfähigkeit sich nicht um 

seine Gesundheitsfürsorge kümmern kann, so darf der Betreuer einschreiten und den 

Betreuten unterstützen.80 

 

Auch wenn es für Betreute auf den ersten Blick nicht ersichtlich ist, kann es für sie von 

Vorteil sein, dass der Betreuer gewisse Aufgabenkreise ohne Einwilligung des Betreuten 

ausüben darf. Beispielhafte Aufgabenkreise können Ehescheidung, 

Gesundheitsfürsorge, Aufenthaltsbestimmung oder Umgangsregelungen sein. 

 

Ein weiterer Vorteil ist, dass Behörden vor gerichtlicher Bestellung vorerst nach 

ehrenamtlichen Betreuern suchen müssen. Diese können gegebenenfalls mehr Zeit 

aufbringen, diese flexibler einteilen, sind dem Betreuten örtlich näher oder besitzen 

bereits eine Beziehung.81 

 

Für Betroffene ist es von Vorteil, dass eine Betreuung in lediglich schwierigen 

Lebenssituationen nicht notwendig ist. Schwierige Lebenssituationen können 

Drogenabhängigkeit, leichtsinniges Verhalten, Verschwendungssucht, 

Selbsttötungsabsicht, Bequemlichkeit, mangelnder Hygienezustand, drohende 

Verwahrlosung oder akute Gesundheitsgefährdung sein. Das Recht auf 

Selbstbestimmung in diesen Bereichen schützt vor dauerhafter Fremdbestimmung und 

Einschränkung.82 

 

Vorteilhaft ist weiterhin, dass der Betreute nicht zeitgleich einhergehend mit 

Betreuerbestellung seine Rechte abgesprochen bekommt. Eine Beurteilung der 

Geschäftsfähigkeit mittels Einzelfallprüfung des Geisteszustandes durch das Gericht 

bleibt bestehen. Der Betreuer wirkt lediglich ergänzend.83 

 

Für Betroffene kann es beruhigend sein, dass der Betreuer im Vorfeld vorsorglich bestellt 

werden kann, aber erst zum Einsatz kommt, falls dieser tatsächlich benötigt wird.84 

 

 
80 Vgl. Röchling, Jugend-, Familien und Betreuungsrecht für die soziale Arbeit, 2012, S. 149. 

81 Vgl. ebd., S. 159. 

82 Vgl. ebd., S. 150. 

83 Vgl. ebd., S. 152. 

84 Vgl. Falterbaum, Rechtliche Grundlagen soziale Arbeit, 2007, S. 60. 
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In Unterbringungseinrichtungen sind diverse einschränkende Maßnahmen wie Bettgitter, 

das Hindern am Verlassen der Einrichtung oder freiheitsentziehende Maßnahmen nur 

mit richterlichem Beschluss zulässig. Diese Regelung gilt ebenfalls im häuslichen 

Bereich. Verstöße werden als strafrechtliche Handlung angesehen.85 

6.2 Nachteile und Grenzen 

Im Gesetz wird oft auf die Auslegung des Willens bei fehlender Äußerungsfähigkeit des 

Betreuten durch den Betreuer abgestellt. Welche Auswirkungen hat es jedoch, wenn der 

Wille wissentlich oder unwissentlich falsch ausgelegt wird? Wer entscheidet letztendlich 

darüber, welches der Wille des Betreuten ist und wer überprüft, ob ordnungsgemäß 

entschieden wurde? Ein entsprechendes bewusstes oder unbewusstes Verhalten des 

Betreuers kann zahlreiche Nachteile und Bevormundung für den Betreuten mit sich 

bringen. 

 

Nachteilig an der Festlegung der Aufgabenkreise ist es, sie gegebenenfalls aus 

Bequemlichkeit andauernd beizubehalten, sobald sie einmal festgelegt sind. Eine 

regelmäßige Überprüfung der Aktualität der Aufgabenkreise erfordert einen hohen 

zeitlichen Aufwand, eine klare Aufgabenabgrenzung ist oft nicht möglich. 

 

Das Subsidiaritätsprinzip und auch Grundsatz des Ehrenamtes können zum Nachteil für 

den Betreuten werden. Familienangehörige fühlen sich oft emotional verpflichtet und 

können aufgrund dessen nicht objektiv entscheiden. Zusätzlich fehlen betreuenden 

Angehörigen häufig das nötige Fachwissen und Kenntnisse über gesetzliche 

Grundlagen. 

Ehrenamtliche Betreuer werden zwar auf persönliche und fachliche Eignung geprüft, 

dennoch verlangt die Erfüllung gesetzlicher Pflichten, Vermögensverwaltung und die 

individuelle Interaktion entsprechende Kompetenzen. Die Aufgaben sind anspruchsvoll, 

umfangreich und oft ist im Vorfeld die Reichweite schwer ersichtlich.86 

 

Der Einsatz mehrerer Betreuer kann vor allem im familiären Umfeld zu Konflikten führen. 

Wettstreit um Macht und Konfliktvermeidung erweisen sich oft als problematisch. 

  

 
85 Vgl. Röchling, Jugend-, Familien und Betreuungsrecht für die soziale Arbeit, 2012, S. 64. 

86 Vgl. ebd., S. 146. 
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Bei dem Grundsatz der Selbstbestimmung gibt es die Ausnahme, dass ein Eingriff von 

außen bei Selbstschädigung erlaubt ist. Dies stellt einen Zwiespalt dar, denn 

andererseits hat der Betreute ein Recht auf Selbstbestimmung, welches 

Selbstverletzung oder Selbsttötung einschließt.87 

 

In die Gesundheitsfürsorge des Betreuten darf eingegriffen werden, wenn eine Gefahr 

bei Aufschub der Entscheidung droht. Dies könnte missbräuchlich gegen den Betreuten 

verwendet werden, um ihn bewusst zu schädigen oder zu entmündigen.88 

Kritisch zu sehen ist auch die Kombination von Aufgabenbereichen wie Aufenthalts-

bestimmung und Gesundheitsfürsorge. In diesem Fall darf der Betreuer über eine 

Zwangsunterbringung auch gegen den Willen des Betreuten entscheiden. 

Werden die Aufgabenkreise missbräuchlich ausgeführt, so hat dies schwerwiegende 

Konsequenzen für den Betreuten. Kann er beispielsweise über seinen Umgang nicht 

mehr selbst bestimmen, kann dies zu vollständigen Kontaktabbrüchen zu persönlich 

wichtigen Personen führen. Eine eingeschränkte Ausübung des Aufgabenkreises 

„Umgangsregelung“ könnte die vollständige Kontrolle von Anrufen oder Besuchen zur 

Folge haben. 

Kritisch ist auch die pauschale Übertragung aller Aufgabenkreise ohne ausreichende 

Prüfung.89 

 

Drogenabhängigkeit, Verschwendungssucht, leichtsinniges Verhalten, Selbsttötungs-

absichten, Bequemlichkeit, mangelhafte Hygiene, drohende Verwahrlosung oder akute 

Gesundheitsgefährdung rechtfertigen alleinstehend keine Betreuerbestellung. Dies kann 

für den Betreuten zum Nachteil werden, denn in manchen schweren Lebenssituationen 

wäre eine gezwungene, aber gut gemeinte Hilfe von außen sinnvoll. Durch psychische 

Krankheiten ist für den Betroffenen oft das eigene Wohl unzureichend erkennbar.90 

  

 
87 Vgl. Röchling, Jugend-, Familien und Betreuungsrecht für die soziale Arbeit, 2012, S. 150. 

88 Vgl. ebd., S. 149. 

89 Vgl. Falterbaum, Rechtliche Grundlagen soziale Arbeit, 2007, S. 64. 

90 Vgl. Röchling, Jugend-, Familien und Betreuungsrecht für die soziale Arbeit, 2012, S. 150. 
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6.2.1 Praxisprobleme und missbräuchliche Ausübung der Aufgabenkreise 

Besitzt der Betreuer die Entscheidungsbefugnis über alle Aufgabenbereiche, wie es bei 

geistiger Behinderung zumeist der Fall ist, kann es zu einem missbräuchlichen Einsatz 

im Sinne wohlgemeinter Erziehungsmaßnahmen kommen. Das dies jedoch 

grundsätzlich gegen die Selbstbestimmung des volljährigen Menschen verstößt, ist 

meist nicht bewusst. 

 

Koppelung von geistiger Behinderung mit lebenslangem Kind sein und 

Asexualität 

Vor einigen Jahren noch bestand oft eine Zuordnung von geistiger Behinderung zu 

kindlichem Verhalten und auch in entwicklungsdiagnostischen Verfahren wurde oft auf 

den Entwicklungsstand des Kindes abgestellt. Erst später entstand ein Verständnis dafür, 

dass Menschen mit geistiger Behinderung auch mit entsprechendem Alter als 

Erwachsene angesehen werden sollten und sich wie alle Heranwachsenden von ihren 

Eltern abgrenzen und ihre eigenen Wert- und Normvorstellungen entwickeln möchten 

und auch sollten. 

 

Zur Identitätsentwicklung und Selbstverwirklichung gehört ebenso die Sexualität. Nach 

einer gelungenen, angemessenen, angepassten Sexualerziehung wird im Bereich der 

geistigen Behinderung oft vergebens gesucht. Die Erfahrungen durch Andere am 

eigenen Körper sind meist verbunden mit Pflege, Therapie oder Förderung. Die 

Möglichkeit selbstbestimmt soziale Kontakte herzustellen sind oft begrenzt und finden 

meist im geschützten Rahmen statt.91 

Eingriffe und Kontrolle des Verhaltens finden praktisch in allen Lebensbereichen der 

Menschen statt, wie beispielsweise dem Wohnheim, am Arbeitsplatz oder der Werkstatt 

für Menschen mit Behinderung. Begrenzte Rückzugsorte, an denen die Personen 

ungestört sein können, existieren selten.92 

 

Recht auf Liebe und Partnerschaft 

Zum sozialen Leben gehört die Partnerschaft. Jedoch fehlt es bei dem Personenkreis 

der Menschen mit Behinderung oft an Verständnis und Unterstützung durch die 

Gesellschaft. Das Recht und Bedürfnis nach einer Partnerschaft wird oft durch 

Angehörige und Betreuer vermieden und unterbunden. Beschränkt werden damit 

 
91Vgl. Wüllenweber, Soziale Probleme von Menschen mit geistiger Behinderung, 2004, S. 48. 

92Vgl. ebd., S. 50. 
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zeitgleich viele Lebensbereiche, wie das Recht auf Selbstbestimmung, die 

Persönlichkeitsentwicklung, Sexualität, liebevolle Erfahrungen und das Gefühl, ein 

vollwertiger Teil der Gesellschaft zu sein.93 

 

Ehe und Kinderwunsch 

Die Ehe signalisiert offiziell die Zusammengehörigkeit zweier Menschen. Nach § 1304 

BGB ist es rechtlich erlaubt, die Ehe zu schließen, es sei denn eine Geschäftsfähigkeit 

ist ausgeschlossen. Die letztendliche Prüfung, ob die Beteiligten geschäftsfähig für die 

Eheschließung sind, obliegt dem Standesbeamten.94 

Für Menschen ohne Behinderungen gehören zur Partnerschaft, Ehe und Zukunfts-

wünschen in den meisten Fällen auch der Kinderwunsch. Mit Blick auf Menschen mit 

geistiger Behinderung sorgt das Thema Kinderwunsch für gegensätzliche 

Ansichtspunkte. Die gesetzlichen Bestimmungen bieten keine eindeutige Grundlage. 

Dennoch muss im Fokus bleiben, dass das Grundrecht auf Familie nicht beschränkt 

werden darf. Jedoch kann durch angemessene Aufklärung und Beratung der Kinder-

wunsch gegebenenfalls in eine andere Richtung gelenkt werden.95 

 

(Sexuelle) Übergriffe von Menschen mit geistiger Behinderung 

Erfahrungsgemäß und aufgrund von physischen Gegebenheiten, gehen körperliche 

Übergriffe eher von Männern mit geistiger Behinderung aus. Probleme und Auslöser sind 

zumeist: negative Erfahrungen aus dem Elternhaus, die zur Nachahmung anregen; 

traumatische Erlebnisse; eigene Missbrauchserfahrungen und Kompensation. Eine 

Machtdemonstration gilt als Ausdruck der Hilflosigkeit. Durch das Gefühl der Schwäche 

entsteht das Bedürfnis unterlegene Menschen zu unterdrücken. Es wird versucht, das 

Bedürfnis nach Zärtlichkeit und Sexualität durch Zwang zu befriedigen.96 

 

Sterilisation 

Die Sterilisation ist lediglich zur Abwendung von Gefahren zulässig. Wird die betreffende 

Person nicht zureichend aufgeklärt kann dies schwerwiegende Persönlichkeitsstörungen 

zur Folge haben. Psychische Belastungen wie ein Gefühl des Ausschlusses vom 

„normalen“ Frau bzw. Mann sein, der Mutterschaft beziehungsweise Elternschaft oder 

 
93 Vgl. Wüllenweber, Soziale Probleme von Menschen mit geistiger Behinderung, 2004, S. 67. 

94 Vgl. ebd., S. 74. 

95 Vgl. ebd., S. 75. 

96 Vgl. ebd., S. 101. 
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Minderwertigkeitsgefühle sind die Folge. Zudem stellt Sterilisation einen erheblichen 

Eingriff in die Persönlichkeitsrechte dar.97 

 

Einsamkeit 

Ein weiteres Problem ist Einsamkeit. Durch den fremd- und vorbestimmten Werdegang 

beziehungsweise die Lebensführung sind die häufigsten sozialen Kontakte ebenfalls 

behinderte Mitmenschen oder die Eltern. Solange die Eltern in der Lage sind, ihre geistig 

behinderten Kinder zu betreuen bestehen selten Schwierigkeiten. Probleme treten erst 

mit dem Tod der Eltern auf. Bei dem Verlust fällt die meist einzige wichtige Vertrauens-

person weg und der Betroffene ist auf sich allein gestellt.98 

 

Abhängigkeit vom Elternhaus 

Wichtig wäre eine Normalisierung, mit entsprechendem Alter aus dem Elternhaus 

auszuziehen und einen eigenen Haushalt in einer geeigneten Wohnform zu führen. Je 

später diese Ablösung vom Elternhaus stattfindet, desto schwerer ist der Prozess. Geht 

der Verlust der Eltern, des gewohnten Umfeldes und ein Umzug in ein neues Umfeld 

zeitgleich einher, kann dies zu erheblicher Überforderung führen. Ein zeitgemäßer 

Auszug ist verbunden mit neuen Freundschaften, Selbstständigkeit, Selbstbestimmtheit 

und einem gesellschaftsüblichen Leben.99 

 

Gewalt in der Familie 

Kommt es zu Gewalt im familiären Umfeld, geschieht dies zumeist in Form von 

emotionalem und verbalem Missbrauch, Vernachlässigung, Bedrohung oder Belästigung, 

Misshandlungen durch medikamentösen und physischen Zwang, räumliche Isolierung 

oder einen Rückzug des Familienverbundes aus der Gesellschaft. 100 

 

Gewalt in Institutionen der Behindertenhilfe 

Formen von Gewalt in Institutionen der Behindertenhilfe können sein: physische und 

psychische Misshandlung und Vernachlässigung, Medikamentenmissbrauch, 

unangemessene Methoden der Verhaltensmodifikation, Ausnutzen der Machtposition 

 
97 Vgl. Wüllenweber, Soziale Probleme von Menschen mit geistiger Behinderung, 2004, S. 106. 

98 Vgl. ebd., S. 121. 

99 Vgl. ebd., S. 131. 

100 Vgl. ebd., S. 159. 
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durch Mitarbeiter oder der Abhängigkeitssituation, überforderte oder unzureichend 

qualifizierte Mitarbeiter.101 

 

Straffähigkeit 

Bei Straftaten, die von Menschen mit geistiger Behinderung ausgeübt werden, stellt sich 

zunächst die Frage nach Schuld und Schuldfähigkeit nach §§ 19, 20 StGB. Differenziert 

wird nach psychischer und kognitiver Gegebenheit. Strafmildernde Umstände und 

konkrete Strafmaßnahmen werden betrachtet.102 

 

Alkoholprobleme 

Aufgrund kognitiver Einschränkungen und unzureichender Selbstreflexion sehen die 

Betroffenen selbst keinen Handlungsbedarf. Für das äußere Umfeld ist es häufig schwer 

einzuschätzen, ob eine Suchterkrankung vorliegt. Probleme entstehen auch in 

Kombination mit Medikamenten. 103  Aufgrund fehlender Bewältigungsmethoden wird 

Alkohol missbräuchlich genutzt um soziale Probleme, Konflikte oder inneren Stress zu 

betäuben.104 

Da viele Menschen mit geistiger Behinderung in Einrichtungen untergebracht sind, 

unterliegen sie einer starken Kontrolle ihres Umfeldes. Leben die Betroffenen jedoch 

allein und selbstständig, erhöht sich die Gefahr eines Missbrauchs.105 

Auch Gruppendruck seitens Familie oder sozialem Umfeld können ein negativer Einfluss 

sein. Die Betroffenen möchten sich wie „normale“ Menschen fühlen und an 

gesellschaftlichen Ritualen teilnehmen.106 

Hilfestellungen bieten externe Fachkräfte, körperliche und geistige Entspannungs-

maßnahmen, die Aktivierung von Ressourcen, Kirchenvereine, Sportvereine und 

Prävention sowie Nachsorgemaßnahmen.107 

  

 
101 Vgl. Wüllenweber, Soziale Probleme von Menschen mit geistiger Behinderung, 2004, S. 172. 

102 Vgl. ebd., S. 188. 

103 Vgl. ebd., S. 214. 

104 Vgl. ebd., S. 216. 

105 Vgl. ebd., S. 218. 

106 Vgl. ebd., S. 221. 

107 Vgl. ebd., S. 234. 
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Verhaltensauffälligkeiten können bedingt werden durch: 

einen gestörten sozialen Lernprozess, unzureichende Lebens- und Betreuungs-

bedingungen, Beziehungsstörungen, fehlende Selbstbestimmung, der Versuch auf 

Bedürfnisse aufmerksam zu machen oder mangelhafte Gefühlsregulation.108 

 

Fremdbestimmung 

Unabhängig davon, ob es sich um eine Institution oder ein familiäres Umfeld handelt, 

entsteht bei jeder Art von sozialem Gefüge oft ungewollt eine Abhängigkeitsbeziehung. 

Betreuende sind oft mit gutem Willen der Meinung genau zu wissen, was das Beste für 

ihren Betreuten ist. Unwissentlich werden täglich Entscheidungen getroffen, die vom 

Betreuten widerwillig oder teilnahmslos hingenommen werden.109 

 

Berufsbildung und Arbeit 

Das Nachgehen einer strukturierten Arbeit ist maßgebend für den gesellschaftlichen 

Status, die Existenzsicherung, soziale Integration und die Persönlichkeitsentwicklung.110 

Folglich ist der Faktor Arbeit ebenso wichtig für Menschen mit geistiger Behinderung. 

Jedoch stellt sich bei den Betroffenen vorerst die Frage, ob ein Arbeitsverhältnis in einer 

Werkstatt für Menschen mit Behinderung oder auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt 

möglich ist. Kommt eine Beschäftigung in einer Werkstatt für Menschen mit Behinderung 

zustande, gestaltet sich eine Selbstständigkeit ohne zusätzliche Sozialleistungen durch 

den niedrigen Lohn als schwierig.111 

6.2.2 Leben in Einrichtungen 

50 % aller Menschen mit geistiger Behinderung leben in einer betreuten Wohnform. 

Diese Einrichtungen sind meist dörflich oder am Stadtrand gelegen. In Verbindung mit 

einer unzureichenden Infrastruktur können mangelnde Kontakte zur Gesellschaft eine 

Folge darstellen. Neu errichtete Wohnformen werden bewusst in das Stadtbild 

integriert.112 

 

 

 
108 Vgl. Wüllenweber, Soziale Probleme von Menschen mit geistiger Behinderung, 2004, S. 248. 

109 Vgl. ebd., S. 300. 

110 Vgl. ebd., S. 335. 

111 Vgl. ebd., S. 342. 

112 Vgl. ebd., S. 345. 
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Probleme in Einrichtungen: 

Einrichtungen der Behindertenhilfe können als problematisch angesehen werden, da es 

sich gegebenenfalls um eine Zwangsgemeinschaft mit zahlreichen Bewohnern handelt 

und der Alltag fremdbestimmt, durchstrukturiert, sowie ohne Selbstorganisation 

stattfindet. In Verbindung mit einem kirchlichen Träger herrscht eine bestimmte 

Werteausrichtung und damit verbundene Traditionen. Gesetzliche und behördliche 

Auflagen, wie die Vorgaben zur Raumgestaltung bezüglich beispielsweise Feuer-

sicherheit, der Personalschlüssel, alltägliche Dokumentationen oder die dauerhafte 

Anwesenheit von Mitarbeitern schränken die Selbstbestimmung ein. Hinzu kommen 

verbindliche und allgemeingültige Gruppenregeln, sowie monotone Beziehungen an 

Arbeitsplatz und Wohnumfeld.113 

6.3 Fazit 

Grundlegend muss festgestellt werden, dass eine eindeutige Entscheidung über das 

Überwiegen von Vor- oder Nachteilen nicht möglich ist. Wie in jedem Themengebiet ist 

der Faktor Mensch eine nicht abschätzbare Variable. Im Betreuungsrecht spielt jedoch 

nicht nur ein Mensch eine Rolle, es handelt sich in diesem Fall um eine andauernde 

Interaktion und das Wechselspiel von mindestens zwei Personen. Selbst wenn ein Part 

gesellschafts- und gesetzeskonform agiert, so kann man daraus nie auf die Reaktion 

des Gegenübers schließen. 

 

Aus dem Vergleich der Chancen und Grenzen lässt sich erkennen, dass mengenmäßig 

vermehrt Grenzen existieren. 

Jedoch steht dies stets unter dem Gesichtspunkt des Faktors Mensch. Die Qualität der 

Betreuung steht und fällt mit den persönlichen Kompetenzen, Handlungen und 

Erfahrungen des Betreuers. Alle bestehenden Anforderungen und Entscheidungen 

können je nach Ausführung des Betreuers nachteilig oder vorteilhaft für den Betreuten 

sein. Daraus lässt sich schlussfolgern, dass unabhängig von detaillierter Formulierung 

des Gesetzes, stets ein Handlungsspielraum für den Betreuer besteht. Folglich kann das 

Gesetz vorteilhaft für den Betreuten formuliert sein, wird es nicht oder unzureichend 

ausgeführt, können dennoch Nachteile aufkommen. 

  

 
113 Vgl. Wüllenweber, Soziale Probleme von Menschen mit geistiger Behinderung, 2004, S. 348. 
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Die vorhandenen Chancen des Betreuungsrechts sind am Wohl des Betreuten orientiert 

und möglichst lebensnah formuliert. Es wird versucht, den Betreuten in all seine 

betreffenden Angelegenheiten einzubeziehen. Das Recht auf Selbstbestimmung hat 

oberste Priorität. 

 

Zudem sollten ebenfalls die verschiedensten Blickwinkel und Ansichten beachtet werden. 

Eine Entscheidung, die lediglich für den Betreuten einen Nachteil darstellt, kann für das 

persönliche Umfeld ein erheblicher Vorteil sein. 

 

Das Rechtsgebiet handelt von der Entscheidungsgewalt eines Menschen über einen 

Anderen. Auch wenn dem Betreuer stets guter Wille und Verantwortungsbewusstsein 

unterstellt wird, muss davon ausgegangen werden, dass dieser nicht allwissend ist und 

fehlerhafte Entscheidungen treffen kann. Die Konsequenzen aus diesen 

Entscheidungen muss jedoch stets der Betreute tragen. Ein Gesetz, welches 

Entscheidungen über Individuen trifft, kann stets als kritisch und nachteilig interpretiert 

werden. 

 

Abschließend ist festzustellen, dass das Betreuungsrecht viele Formulierungen zum 

Wohle des Betreuten enthält. Es bietet eine gute Grundlage für die Selbstbestimmung 

des Betreuten, sollte jedoch umfassender die Nachteile einschränken. 

Wird die Betreuung von einer verantwortungsvollen und kompetenten Person ausgeführt, 

so überwiegen die Vorteile den Nachteilen. Werden Entscheidungen stets mit dem 

Betreuten gemeinsam getroffen und werden ihm die Folgen verständlich aufgezeigt, 

werden die Nachteile verschwindend gering. 
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7. Experteninterviews 

Um das Gebiet des Betreuungsrechts nicht nur theoretisch zu beleuchten, sondern 

ebenfalls einen Einblick in die praktische Umsetzung zu erlangen, wurden Interviews mit 

Personen, welche entsprechendes Fachwissen und Erfahrungen besitzen, geplant. Als 

potenzielle Interviewpartner wurden folgende Personengruppen angefragt: 

– ein Mitarbeiter der Betreuungsbehörde des Landratsamtes Mittelsachsen 

– ein Mitarbeiter des Betreuungsvereins Freiberg 

– ein Mitarbeiter des Betreuungsgerichts in Freiberg 

– Eltern, welche die Betreuung für ihr volljähriges Kind mit geistiger Behinderung 

besitzen. 

Letztendlich erklärten sich lediglich ein Mitarbeiter des Betreuungsvereins und die Eltern 

eines volljährigen Menschen mit geistiger Behinderung zum Interview bereit. Mitarbeiter 

von Betreuungsgericht und Betreuungsbehörde konnten aus zeitlichen Gründen nicht 

am Interview teilnehmen. 

 

Die Datenerhebung erfolgte mittels strukturierten Interviews, einem sogenannten 

Leitfadeninterview. Diese Art zählt zu den qualitativen Interviews und ermöglicht freie 

und offene Antworten. Vorab konnten sich die Befragten mit Hilfe eines vorgegebenen 

Fragebogens auf das Interview vorbereiten. Dieser Fragebogen sorgte dafür, dass die 

Antworten mit dem gewünschten, zu untersuchenden Themengebiet einhergehen. 

 

Fragebogen sowie transkribierte Interviews sind in Anhang 2,3 und 4 zu finden. 

 

 

Aus den Interviews ergeben sich folgende Erkenntnisse: 

 

Ansprechpartner und organisierte Netzwerke, die Eltern von Kindern mit Behinderung 

unterstützen, sind vorhanden. Jedoch fehlt nach Angabe beider Interviewparteien die 

Verknüpfung. Organisationen, die Hilfen anbieten, sind zu wenig bekannt und werden 

demzufolge zu selten in Anspruch genommen. Auch tragen fehlende Informationen zu 

Missverständnissen bei. Erfahrungsgemäß denken viele Menschen bei Betreuung an 

Alltagsunterstützung, wie hauswirtschaftliche Hilfen oder Fahrdienste. 

Als möglicher Vermittler wurden Ärzte angesprochen. Sie können in regelmäßigen 

Austausch mit Betroffenen und Angehörigen gehen. 
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Zudem sollten die Netzwerke, die Kinder oder Erwachsene im Alltag begleiten, 

ausreichend informiert sein. In Kindertagesstätte, Schule, Wohnheim oder Arbeitsstätte 

kann eine Weitervermittlung an entsprechende Fachkräfte erfolgen. 

Schlussendlich erleben jedoch Angehörige sowie Fachkräfte, dass die ausreichende 

Informationsweiterleitung noch lange nicht optimal ist. 

 

Auf die Frage, ob aufgetretene Probleme durch das Betreuungsorganisationsgesetz 

behoben werden können, kann kein Interviewpartner eine Antwort geben. Welche 

Auswirkungen das Gesetz letztendlich hat, lässt sich erst einige Zeit nach vollendeter 

Umsetzung feststellen. 

 

Die der Fachliteratur entnommenen Vorteile des Betreuungsrechts erleben die 

Interviewpartner ähnlich. Lediglich die selbstständige Auswahl des Betreuers ist bei den 

meisten Menschen mit geistiger Behinderung praktisch schwer umsetzbar. Die Reich-

weite der Entscheidung ist für die Betroffenen nicht erkennbar. 

 

Die Nachteile des aktuellen Betreuungsrechts werden von den Interviewpartnern 

ebenfalls bestätigt. Einziger widerstreitender Punkt ist der Nachteil des Grundsatzes des 

Ehrenamtes. Der Mitarbeiter des Betreuungsvereins befürwortet diesen Grundsatz und 

ist der Auffassung, dass außenstehende Fachkräfte einen objektiveren und 

unvoreingenommen Blick auf die Betreuten haben. 

Die Eltern des Sohnes mit geistiger Behinderung sehen keinen Nachteil im Grundsatz 

des Ehrenamtes. Im Gegenteil, sie sind der Ansicht, dass Eltern die Profis der Kinder 

sind und in jedem Fall die Betreuung übernehmen sollten. 

 

Die Eltern als Betreuer sehen keine persönlichen Vor- oder Nachteile im Betreuungs-

recht, da sie sich nicht mit der Thematik beschäftigt haben. Daraus lässt sich schluss-

folgern, dass bisher nie gravierende Probleme aufgetreten sind und das System in ihrem 

Fall weitestgehend funktioniert. 

Derselben Auffassung ist der Mitarbeiter des Betreuungsvereins. Er hat in den letzten 

Jahren das Recht als sicheren Rahmen erlebt und konnte seine Arbeit wirksam 

umsetzen. Er befürchtet für die Zukunft eine Begrenzung seiner Handlungsfreiheiten. 

Auch empfindet er die Notwendigkeit einer Neuerung des Gesetzes als Kritik an der 

bisherigen Arbeit aller Betreuer. 
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Die Kontrolle der Betreuertätigkeit durch ein einheitliches Zulassungsverfahren wird von 

allen Parteien als positiv und sinnvoll angesehen. Das Wissen über den Tätigkeits-

bereich, sowie persönliche und fachliche Eignung stehen stets im Vordergrund. Es wird 

gehofft, dass sich der Wunsch erfüllt, die Arbeit der Betreuer als vollwertiges Arbeitsfeld 

in der Gesellschaft anzuerkennen. 

 

Die einzelne Anordnung der Aufgabenkreise durch den Richter stellt dem Grunde nach 

keine einschneidende Neuerung dar. Jedoch ist die Entscheidung für eine umfassende 

Prüfung nicht zum Nachteil der Betreuten. 

 

Die Neuerung im Gesetz zu einer stärkeren Orientierung an Wunsch und Wille des 

Betreuten hat für die Betreuer, die ihre Arbeit stets gewissenhaft und empathisch 

ausüben, keine Nachteile oder Auswirkungen. 

 

Als ergänzende Punkte wurden angebracht, dass man nicht den funktionierenden 

Sozialstaat aus den Augen verlieren sollte, in dem unsere Gesellschaft lebt. In 

Deutschland herrscht eine finanzielle Absicherung, die jedem Menschen, unabhängig 

von Behinderung, eine würdevolle Existenz bietet. Wichtig für die Gesetzgebung ist 

grundsätzlich, den Fokus beizubehalten und sich nicht im Detail zu verlieren. 

Oft wird ebenfalls die Reichweite der Betreuertätigkeit unterschätzt. Die Arbeit findet 

nicht nur mit dem Betreuten in der gemeinsamen Zeit statt, sondern verlangt 

gleichermaßen Verwaltungs- und Organisationsarbeit. Die Hintergrundarbeit, welche 

wichtige Grundlagen sichert, wird oft nicht gesehen. 
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8. Ausblick in das Betreuungsrecht ab 01.01.2023 

Das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz hat Forschungen zum 

Thema „Qualität in der rechtlichen Betreuung“ durchführen lassen. Diese 

Untersuchungen haben deutlich gemacht, dass die derzeitigen gesetzlichen Regelungen 

zur Betreuung mit der UN-Behindertenrechtskonvention, insbesondere Artikel 12 der am 

03.05.2008 in Kraft getretenen Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit 

Behinderungen der Generalversammlung der vereinten Nationen, nicht vereinbar sind. 

Beanstandet wurden die Qualitätsmängel bei der praktischen Umsetzung der 

gesetzlichen Vorgaben, die Beschränkung der Selbstbestimmung und das 

stellvertretende Entscheidungen für Betreute getroffen werden können.114 

 

Daraufhin wurden 2018 bis 2019 Entwürfe einer Arbeitsgruppe des 

Bundesjustizministeriums verfasst, welche schlussendlich zum Gesetz zur Reform des 

Vormundschafts- und Betreuungsrechts, kurz Betreuungsreformgesetz geführt haben. 

Dieses Gesetz wurde am 05.03.2021 verabschiedet und wird am 01.01.2023 in Kraft 

treten.115 

 

Das neue Gesetz hat verschiedene Umstrukturierungen unter anderem im BGB, FamFG 

oder Sozialgesetzbuch zur Folge. Das Betreuungsbehördengesetz sowie in anderen 

Gesetzen verteilte Regelungen werden obsolet und im neuen Betreuungs-

organisationsgesetz (BtOG) zusammengefasst.116 

 

Die in Anhang 1 angefügte Synopse wird im Folgenden betrachtet. Es wurden die drei 

Teilaspekte 

– Orientierung an Wunsch und Wille des Betreuten 

– das neue Registrierungsverfahren 

– Kontakt zwischen Betreuer und Betreuten 

untersucht und sollen als Überblick über das ab 2023 geltende Recht dienen. Das 

Augenmerk liegt dabei bei Betreuten mit geistiger Behinderung. Fraglich ist, ob die 

neuen Regelungen überwiegend Vor- oder Nachteile für die Betroffenen bieten. 

 

 

 
114 Vgl. Bundesministerium der Justiz, 2021. 

115 Vgl. Reguvis Fachmedien GmbH, 2021. 

116 Vgl. Haufe Lexware GmbH, 2021. 
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8.1 Stärkung der Orientierung an Wunsch und Wille des Betreuten 

Im neuen BGB wird auf den ersten Blick ersichtlich, dass der „Wunsch“ des Betreuten 

für jede im § 1816 BGB geltende Option hinzugefügt wurde. Auf Ablehnungswunsch 

eines Betreuers durch den Betreuten musste in der alten Rechtsprechung nur Rücksicht 

genommen werden. Im neuen Gesetz muss dem Wunsch entsprochen werden. Erfolgt 

im neuen Gesetz kein Betreuervorschlag, muss sich an persönlicher Bindung orientiert 

werden. 

Auch ist der neue § 1816 BGB ausführlicher und detaillierter beschrieben. 

 

Im neuen § 1821 BGB wird das Wort „Wohl“ gänzlich ersetzt durch „Wünsche“. 

Es wird eine verstärkte Bindung an die Betreutenwünsche ersichtlich. Explizit wird auch 

der Bereich der Vermögenssorge genannt. Der Betreuer hat die Wünsche des Betreuten 

festzustellen. Die Schranke des „Wohles“ wurde verdrängt. Auch erfolgt eine 

Berücksichtigung zu früheren ethischen und religiösen Überzeugungen, sowie den 

persönlichen Wertvorstellungen. 

8.2 Das neue Registrierungsverfahren 

Zum neuen Registrierungsverfahren finden sich nach den Vorschriften des BGB keine 

Erläuterungen. Ein Verweis in das ab 01.01.2023 geltende Betreuungsorganisations-

gesetz (BtOG) ist nötig. In den §§ 24, 32 BtOG ist das Registrierungsverfahren geregelt. 

Wesentliche Inhalte sind die Antragserfordernis bei der Stammbehörde mit Nachweis 

von unter anderem Führungszeugnis, Schuldnerauskunft oder Erklärungen über Straf- 

oder Insolvenzverfahren. Des Weiteren wird die individuelle Eignung mittels 

persönlichen Gesprächs festgestellt. 

 

Betreuer, die bereits vor 2023 Betreuungen durchgeführt haben, bedürfen keines 

Nachweises der persönlichen Eignung und Sachkunde. Sie müssen jedoch einen 

Nachweis über die aktuellen Betreuungen sowie einen Nachweis über eine 

Berufshaftpflichtversicherung dem Antrag beilegen. 

  



49 

 

8.3 Der persönliche Kontakt 

Im neuen § 1816 BGB wird nicht mehr von „persönlich zu betreuen“ gesprochen, 

sondern „den persönlichen Kontakt im erforderlichen Umfang zu halten“. Die neuen 

Regelungen des § 1821 BGB gehen über die bloße Erstellung eines Betreuungsplanes 

und lediglich einer Besprechung vor wichtigen Angelegenheiten hinaus. Der neue 

Paragraf ergänzt den persönlichen Kontakt, das Verschaffen eines persönlichen 

Eindrucks und die Besprechung in allen Angelegenheiten. 

Die neuen Regelungen des § 1863 BGB enthalten Konkretisierungen der persönlichen 

Berichterstattung. Es ist die Rede von einem Anfangs- und Jahresbericht, jedoch nicht 

mehr vom Betreuungsplan. Bei ehrenamtlichen Betreuern kann der Anfangsbericht 

durch das Betreuungsgericht mit dem Betreuten und Betreuer gemeinsam besprochen 

werden. Des Weiteren soll der Jahresbericht mit dem Betreuten gemeinsam besprochen 

werden. Das bloße Erstellen eines Planes entfällt. Ergänzt wurden ebenfalls der 

persönliche Kontakt und Eindruck des Betreuten sowie dessen Sichtweise zu den 

entsprechenden Themen. 

 

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass in den drei ausgewählten 

Betrachtungsbereichen eine Veränderung bemerkbar ist. Unbestimmte Begriffe wie 

„Wohl“ wurden entfernt und die Paragrafen wurden detaillierter und ausführlicher. 

Umfangreiche Ausführungen, wie beispielsweise das Registrierungsverfahren wurden 

im neuen BtOG spezialisiert. 

 

In jedem Bereich, in dem der Betreute mitwirkt, wird auf seinen Wunsch abgezielt. Kann 

dieser auch nicht vernommen werden, so findet stets eine Orientierung an der 

persönlichen Bindung statt. Zudem werden nun Überzeugungen und Wertvorstellungen 

des Betreuten thematisiert. 

Der persönliche Kontakt unterlag ebenfalls einer Wandlung. Es ist nicht mehr die Rede 

von einer bloßen Betreuung, sondern von einem persönlichen Kontakt. Besprechungen 

mit dem Betreuten zu weitreichenderen Themen und seine Sichtweise gehen auf eine 

individuelle Ebene. 

Das Registrierungsverfahren betrifft hauptsächlich Betreuungsbehörde und Berufs-

betreuer. Für die Betreuer gelten zahlreiche Anforderungen und Nachweiserbringung. 

Mit Blickpunkt auf den Betreuten wirkt diese Regelung jedoch förderlich. Die Übernahme 

einer Betreuung ist eine verantwortungsvolle Aufgabe und sollte mit staatlicher, 

angemessener Kontrolle verbunden sein.  
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9. Fazit 

Ist das Betreuungsrecht letztendlich Chance oder Grenze für Menschen mit geistiger 

Behinderung? Bietet es vermehrt Vorteile oder überwiegen tatsächlich die Nachteile? 

 

Als erstes lässt sich feststellen, dass in Deutschland generell erst einmal einheitliche 

Regelungen für Menschen, die nicht in der Lage sind, ihre Angelegenheiten selbst zu 

besorgen, existieren. Dies bedeutet, dass es sich um ein sehr wichtiges Thema handelt 

und sich der Gesetzgeber bereits damit auseinandergesetzt hat. Die wiederkehrenden 

Änderungen und regelmäßigen Anpassungen lassen erkennen, dass das Recht unter 

ständiger Optimierung steht und willentlich eine bestmögliche Ausgestaltung gewünscht 

und gefordert wird. Gesetze, die das Selbstbestimmungsrecht Dritter einschränken, 

sollten unter ständiger Kontrolle und Beobachtung stehen und die Betroffenen in 

Neuerungen einbeziehen. Die letzten Jahrzehnte, sowie die aktuellen Entwicklungen 

zeigen, dass das Betreuungsrecht nach wie vor ein kritisches und sensibles Gebiet 

darstellt. 

Auf die Frage, ob eine weitere Neuerung des Rechtsgebietes tatsächlich notwendig war, 

gibt es eine eindeutige Antwort. Ja, selbstverständlich. Jede Debatte, die über die 

Selbstbestimmungsrechte von Menschen handelt, die nicht für sich selbst sorgen 

können und damit am Rande der Gesellschaft stehen, ist wichtig. Themen wie Alter oder 

Behinderungen sollten öfter im Fokus stehen und kein Tabuthema mehr in unserer 

modernen Gesellschaft sein. 

Auch die Aufklärung und Information über das Thema Betreuungsrecht sollte im Alltag 

einen festen Platz bekommen. Das Älterwerden wird auf jeden einmal zukommen und 

Behinderung kann ebenso jeden, oder eine Person aus dem näheren Umfeld treffen. 

Eine ausreichende Aufklärung über mögliche Optionen und die Verfahrensabläufe kann 

für Sicherheit sorgen und Ängste kleiner werden lassen. 

Weiterhin stellt sich die Frage, ob die Zielstellungen des Betreuungsrechts aktuell erfüllt 

werden. Die Ziele des Rechtsgebietes sind die Abschaffung von Entmündigung, 

Vormundschaft und Pflegschaft durch das Einsetzen einer einheitlich geregelten 

Betreuung. Zudem soll die Betreuung durch nahbare Personen erfolgen, erst zweitrangig 

durch sonstige Formen. Die Wünsche des Betreuten sollen gewahrt werden und es soll 

ein einheitlich geregeltes Gerichtsverfahren existieren. 

Die Fachliteratur bestätigt das Erfüllen der Ziele. Die Experten der durchgeführten 

Interviews ebenfalls. 
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Um letztendlich die Frage zu beantworten, ob Vor- oder Nachteile überwiegen, werden 

die jeweils drei entscheidendsten Punkte zusammengetragen. Die wichtigsten Vorteile 

des Betreuungsrechts sind der Grundsatz der Selbstbestimmung, das Vorhandensein 

der verschiedenen Aufgabenkreise und die selbstständige Entscheidung bei der 

Betreuerwahl. Die vorwiegend begrenzenden Nachteile sind die Eingriffsvorbehalte im 

Selbstbestimmungsrecht, die mutmaßliche Auslegung des Willens bei fehlender 

Meinungsäußerung und der Einsatz eines Berufsbetreuers, der dem Betreuten fremd ist. 

Eine Entscheidung, ob Vor- oder Nachteile überwiegen, kann nicht allgemeingültig 

bestimmt werden. Sie ist abhängig von den persönlichen und fachlichen Kompetenzen 

des Betreuers sowie des Verhaltens des Betreuten. Gelingt jedoch das Zusammenspiel 

beider Parteien, überwiegen die Vorteile. Das Betreuungsrecht hält zahlreiche Chancen 

für den Betreuten bereit und bietet Sicherheit auf Grundlage der Unterstützung bei der 

Aufgabenbewältigung oder Hilfestellung in Bereichen, bei denen die Erledigung 

schwerfällt. 

 

Die Experteninterviews bestätigten den Großteil der theoretischen Ausführungen. Die 

Grundlagen des Betreuungsrechts sind als Arbeitsgrundlage für die Praxis zielführend. 

Fraglich bleibt, ob eine weitere Bestimmung von Details notwendig war. Die Antwort 

daraus ist, wie bereits bei den Vor- und Nachteilen: Es kommt auf den Blickwinkel an. 

Das neue Gesetz bietet Vorteile wie das einheitliche Anerkennungsverfahren für 

Betreuer, aber auch Nachteile, wie beispielsweise das Bestehen unbestimmter 

Rechtsbegriffe, wie „Wünsche“. 

Zudem wurde ersichtlich, dass finanzielle Mittel im Betreuungsrecht ein knappes Gut 

sind. Dies spiegelt sich in der Ressource Zeit wieder. Zwei der geplanten Interviews 

konnten nicht stattfinden, da die Mitarbeiter zeitlich sehr ausgelastet sind und zusätzliche 

Aufgaben nicht möglich sind. Der Anstieg finanzieller Mittel hätte zahlreiche positive 

Effekte zur Folge. Beispielsweise mehr Personal und damit verbunden mehr Zeit für die 

Betreuten und einen entspannteren Arbeitsrahmen. 

 

Zu den Neuerungen im Betreuungsrecht lässt sich folgendes sagen: Es bleibt weiterhin 

wichtig, alle Beteiligten bei der Entscheidungsfindung einzubeziehen. Jede Partei hat 

einen differenzierten Blickwinkel und alle Meinungen sollten abgedeckt werden. Zudem 

wird versucht alle wichtigen Regelungen in einem Gesetz zusammenzufassen, dennoch 

befinden sich die einzelnen Bestimmungen weiterhin in verschiedensten Gesetzen 

wieder. Dies sorgt nach wie vor für Unübersichtlichkeit. Auch ist es sinnvoll, den 

vorhandenen Rahmen detaillierter auszuformulieren und die Fremdbestimmung 
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abzuschwächen. Die Betreuer, die bisher jedoch bereits gewissenhaft und empathisch 

gearbeitet haben, benötigen diese Vorgaben nicht. 

 

Offen bleibt die Frage, ob sich die Nachteile mit dem neuen Betreuungsorganisations-

gesetz auflösen. Werden die vorhandenen Lücken geschlossen und folgen lediglich 

Vorteile? Lohnt sich der Aufwand der Verfahrensumstellung oder bietet das Gesetz mehr 

behördlichen Aufwand. Könnte die Zeit der Umstellung nicht besser für den Betreuten 

investiert werden? Jede Neuerung bringt Ungewissheit und Befürchtungen. Ob diese 

berechtigt waren oder nicht, lässt sich nur in einigen Jahren rückblickend sagen. 

Kernsätze 

1. Ist der Betreuer kompetent, gewissenhaft und empathisch, überwiegen die 

Chancen mittels Betreuungsrecht. 

2. Wiederholte Überarbeitungen des Rechts in der Vergangenheit liefern eine solide 

Grundlage. 

3. Es ist vorteilhaft, dass das Rechtsgebiet in Deutschland existiert und die 

Ausformulierungen angemessen sind. 

4. Information und Aufklärung in diesem Rechtsgebiet sind unzureichend. 

5. Zielstellungen des Betreuungsrechts können mittels aktueller Gesetze erfüllt 

werden. 

6. Die Regelungen sichern die Selbstbestimmung des Betroffenen. 

7. Gesetzliche Grundlagen zum Betreuungsrecht sind für die praktische Umsetzung 

wichtig und bieten eine gute Arbeitsgrundlage. 

8. Da im Betreuungsrecht viele Beteiligte zusammenspielen, ist es von Priorität alle 

Parteien einzubeziehen. 

9. Der Umgang mit geistigen Behinderungen erfordert komplexe Fähig- und 

Fertigkeiten und bedarf spezieller Fachkenntnisse sowie Empathie. 

10. Das Individuum und die Selbstbestimmung stehen an oberster Stelle und sind 

unantastbar. 
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Anhang 1 

Tab. A1: Synopse Betreuungsrecht BGB mit dem Gesetz zur Reform des 

Vormundschafts- und Betreuungsrechts 

Neue Fassung BGB  

(ab 1.1.2023) 

Bisherige Regelung 

(gültig bis 31.12.2022) 

Anmerkungen 

Stärkung Orientierung am Wunsch und Wille 

§ 1816 Eignung und 

Auswahl des Betreuers, 

Berücksichtigung der 

Wünsche des Volljährigen 

(2) Wünscht der Volljährige 

eine Person als Betreuer, 

so ist diesem Wunsch zu 

entsprechen, es sei denn, 

die gewünschte Person ist 

zur Führung der Betreuung 

nach Absatz 1 nicht 

geeignet. Lehnt der 

Volljährige eine bestimmte 

Person als Betreuer ab, so 

ist diesem Wunsch zu 

entsprechen, es sei denn, 

die Ablehnung bezieht sich 

nicht auf die Person des 

Betreuers, sondern auf die 

Bestellung eines Betreuers 

als solche. Die Sätze 1 und 

2 gelten auch für Wünsche, 

die der Volljährige vor 

Einleitung des 

Betreuungsverfahrens 

geäußert hat, es sei denn, 

dass er an diesen 

erkennbar nicht festhalten 

§ 1897 BGB 

(4) Schlägt der Volljährige 

eine Person vor, die zum 

Betreuer bestellt werden 

kann, so ist diesem 

Vorschlag zu entsprechen, 

wenn es dem Wohl des 

Volljährigen nicht 

zuwiderläuft. Schlägt er vor, 

eine bestimmte Person 

nicht zu bestellen, so soll 

hierauf Rücksicht 

genommen werden. Die 

Sätze 1 und 2 gelten auch 

für Vorschläge, die der 

Volljährige vor dem 

Betreuungsverfahren 

gemacht hat, es sei denn, 

dass er an diesen 

Vorschlägen erkennbar 

nicht festhalten will. 

 

-neues Recht beinhaltet bei 

jeder Option „Wünsche“ 

- ausführlicher und 

detaillierter 

- bei Ablehnung Betreuer 

muss im alten Recht nur 

Rücksicht genommen 

werden 

- im neuen Recht: erfolgt 

kein Vorschlag, 

Orientierung persönliche 

Bindungen 
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Tab. A1: Fortsetzung von vorheriger Seite 

Neue Fassung BGB  

(ab 1.1.2023) 

Bisherige Regelung 

(gültig bis 31.12.2022) 

Anmerkungen 

will. Wer von der Einleitung 

eines Verfahrens über die 

 

Bestellung eines Betreuers 

für einen Volljährigen 

Kenntnis er langt und ein 

Dokument besitzt, in dem 

der Volljährige für den Fall, 

dass für ihn ein Betreuer 

bestellt werden muss, 

Wünsche zur Auswahl des 

Betreuers oder zur 

Wahrnehmung der 

Betreuung geäußert hat 

(Betreuungsverfügung), hat 

die Betreuungsverfügung 

dem Betreuungsgericht zu 

übermitteln. 

(3) Schlägt der Volljährige 

niemanden vor, der zum 

Betreuer bestellt werden 

kann oder ist die 

gewünschte Person nicht 

geeignet, so sind bei der 

Auswahl des Betreuers die 

familiären Beziehungen des 

Volljährigen, insbesondere 

zum Ehegatten, zu Eltern 

und zu Kindern, seine 

persönlichen Bindungen 

sowie die Gefahr von 

Interessenkonflikten zu 

berücksichtigen. 
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Tab. A1: Fortsetzung von vorheriger Seite 

Neue Fassung BGB  

(ab 1.1.2023) 

Bisherige Regelung 

(gültig bis 31.12.2022) 

Anmerkungen 

§ 1821 Pflichten des 

Betreuers; Wünsche des 

Betreuten 

(2) Der Betreuer hat die 

Angelegenheiten des 

Betreuten so zu besorgen, 

dass dieser im Rahmen 

seiner Möglichkeiten sein 

Leben nach seinen 

Wünschen gestalten kann. 

Hierzu hat der Betreuer die 

Wünsche des Betreuten 

festzustellen. Diesen hat 

der Betreuer vorbehaltlich 

des Absatzes 3 zu 

entsprechen und den 

Betreuten bei deren 

Umsetzung rechtlich zu 

unterstützen. Dies gilt auch 

für die Wünsche, die der 

Betreute vor der Bestellung 

des Betreuers geäußert 

hat, es sei denn, dass er an 

diesen Wünschen 

erkennbar nicht festhalten 

will. 

(3) Den Wünschen des 

Betreuten hat der Betreuer 

nicht zu entsprechen, 

soweit 1. die Person des 

Betreuten oder dessen 

Vermögen hierdurch 

erheblich gefährdet würde 

§ 1901 BGB 

(2) Der Betreuer hat die 

Angelegenheiten des 

Betreuten so zu besorgen, 

wie es dessen Wohl 

entspricht. Zum Wohl des 

Betreuten gehört auch die 

Möglichkeit, im Rahmen 

seiner Fähigkeiten sein 

Leben nach seinen eigenen 

Wünschen und 

Vorstellungen zu gestalten. 

(3) Der Betreuer hat 

Wünschen des Betreuten 

zu entsprechen, soweit dies 

dessen Wohl nicht 

zuwiderläuft und dem 

Betreuer zuzumuten ist. 

Dies gilt auch für Wünsche, 

die der Betreute vor der 

Bestellung des Betreuers 

geäußert hat, es sei denn, 

dass er an diesen 

Wünschen erkennbar nicht 

festhalten will. Ehe der 

Betreuer wichtige 

Angelegenheiten erledigt, 

bespricht er sie mit dem 

Betreuten, sofern dies 

dessen Wohl nicht 

zuwiderläuft. 

 

Verstärkte Bindung an die 

Betreutenwünsche; auch in 

der Vermögenssorge 

- keine Rede mehr von 

„Wohl“, stattdessen 

„Wünsche“ 

- Betreuer hat Wünsche 

festzustellen 
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Tab. A1: Fortsetzung von vorheriger Seite 

Neue Fassung BGB  

(ab 1.1.2023) 

Bisherige Regelung 

(gültig bis 31.12.2022) 

Anmerkungen 

und der Betreute diese 

Gefahr aufgrund seiner 

Krankheit oder 

Behinderung nicht 

erkennen oder nicht nach 

dieser Einsicht handeln 

kann oder 2. dies dem 

Betreuer nicht zuzumuten 

ist. 

(4) Kann der Betreuer die 

Wünsche des Betreuten 

nicht feststellen oder darf er 

ihnen nach Absatz 3 

Nummer 1 nicht 

entsprechen, hat er den 

mutmaßlichen Willen des 

Betreuten aufgrund 

konkreter Anhaltspunkte zu 

ermitteln und Geltung zu 

verschaffen. Zu 

berücksichtigen sind 

insbesondere frühere 

Äußerungen, ethische oder 

religiöse Überzeugungen 

und sonstige persönliche 

Wertvorstellungen des 

Betreuten. Bei der 

Feststellung des 

mutmaßlichen Willens soll 

nahen Angehörigen und 

sonstigen 

Vertrauenspersonen des 

Betreuten Gelegenheit zur 
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Tab. A1: Fortsetzung von vorheriger Seite 

Neue Fassung BGB  

(ab 1.1.2023) 

Bisherige Regelung 

(gültig bis 31.12.2022) 

Anmerkungen 

Äußerung gegeben 

werden. 

  

Registrierungsverfahren 

§ 1816 Eignung und 

Auswahl des Betreuers, 

Berücksichtigung der 

Wünsche des Volljährigen 

(1) Das Betreuungsgericht 

bestellt einen Betreuer, der 

geeignet ist, in dem 

gerichtlich angeordneten 

Aufgabenkreis die 

Angelegenheiten des 

Betreuten nach Maßgabe 

des § 1821 rechtlich zu 

besorgen und 

insbesondere in dem 

hierfür erforderlichen 

Umfang persönlichen 

Kontakt mit dem Betreuten 

zu halten. 

 

 

§ 1897 BGB (1) Zum 

Betreuer bestellt das 

Betreuungsgericht eine 

natürliche Person, die 

geeignet ist, in dem 

gerichtlich bestimmten 

Aufgabenkreis die 

Angelegenheiten des 

Betreuten rechtlich zu 

besorgen und ihn in dem 

hierfür erforderlichen 

Umfang persönlich zu 

betreuen. 

 Bestellung beruflicher 

Betreuer setzt 

Registrierung nach § 24 

BtOG voraus. Ausnahme 

Übergangsregelung für 

„Altbetreuer“ in § 32 BtOG 

für die Zeit bis 30.6.2023. 

Persönliche Kontakt 

§ 1816 Eignung und 

Auswahl des Betreuers, 

Berücksichtigung der 

Wünsche des Volljährigen 

(1) Das Betreuungsgericht 

bestellt einen Betreuer, der 

§ 1897 BGB (1) Zum 

Betreuer bestellt das 

Betreuungsgericht eine 

natürliche Person, die 

geeignet ist, in dem 

gerichtlich bestimmten 

- hinzufügen „Kontakt“, 

nicht nur „betreuen“ 
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Tab. A1: Fortsetzung von vorheriger Seite 

Neue Fassung BGB  

(ab 1.1.2023) 

Bisherige Regelung 

(gültig bis 31.12.2022) 

Anmerkungen 

geeignet ist, in dem 

gerichtlich angeordneten 

Aufgabenkreis die 

Angelegenheiten des 

Betreuten nach Maßgabe 

des § 1821 rechtlich zu 

besorgen und 

insbesondere in dem 

hierfür erforderlichen 

Umfang persönlichen 

Kontakt mit dem Betreuten 

zu halten. 

Aufgabenkreis die 

Angelegenheiten des 

Betreuten rechtlich zu 

besorgen und ihn in dem 

hierfür erforderlichen 

Umfang persönlich zu 

betreuen.   

 

§ 1821 Pflichten des 

Betreuers; Wünsche des 

Betreuten 

(5) Der Betreuer hat den 

erforderlichen persönlichen 

Kontakt mit dem Betreuten 

zu halten, sich regelmäßig 

einen persönlichen 

Eindruck von ihm zu 

verschaffen und dessen 

Angelegenheiten mit ihm zu 

besprechen. 

  

§ 1901 BGB 

(3) Der Betreuer hat 

Wünschen des Betreuten 

zu entsprechen, soweit dies 

dessen Wohl nicht 

zuwiderläuft und dem 

Betreuer zuzumuten ist. 

Dies gilt auch für Wünsche, 

die der Betreute vor der 

Bestellung des Betreuers 

geäußert hat, es sei denn, 

dass er an diesen 

Wünschen erkennbar nicht 

festhalten will. Ehe der 

Betreuer wichtige 

Angelegenheiten erledigt, 

bespricht er sie mit dem 

Betreuten, sofern dies 

dessen Wohl nicht 

zuwiderläuft. 

 

- von bloßer Erstellung 

Betreuungsplan und 

Besprechung vor wichtigen 

Angelegenheiten hin zu 

persönlichem Kontakt, 

persönlichen Eindruck 

verschaffen, dessen 

Angelegenheiten 

besprechen, nicht nur vor 

wichtigen Angelegenheiten 
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Tab. A1: Fortsetzung von vorheriger Seite 

Neue Fassung BGB  

(ab 1.1.2023) 

Bisherige Regelung 

(gültig bis 31.12.2022) 

Anmerkungen 

 (4) Innerhalb seines 

Aufgabenkreises hat der 

Betreuer dazu beizutragen, 

dass Möglichkeiten genutzt 

werden, die Krankheit oder 

Behinderung des Betreuten 

zu beseitigen, zu bessern, 

ihre Verschlimmerung zu 

verhüten oder ihre Folgen 

zu mildern. Wird die 

Betreuung berufsmäßig 

geführt, hat der Betreuer in 

geeigneten Fällen auf 

Anordnung des Gerichts zu 

Beginn der Betreuung 

einen Betreuungsplan zu 

erstellen. In dem 

Betreuungsplan sind die 

Ziele der Betreuung und die 

zu ihrer Erreichung zu 

ergreifenden Maßnahmen 

darzustellen. 

 

§ 1863 Berichte über die 

persönlichen Verhältnisse 

des Betreuten 

 (1) Mit Übernahme der 

Betreuung hat der Betreuer 

einen Bericht über die 

persönlichen Verhältnisse 

(Anfangsbericht) zu 

erstellen. Der 

Anfangsbericht hat  

§ 1840 BGB 

(1) Der Vormund hat über 

die persönlichen 

Verhältnisse des Mündels 

dem Familiengericht 

mindestens einmal jährlich 

zu berichten. Der Bericht 

hat auch Angaben zu den 

persönlichen Kontakten des 

Vormunds zu dem Mündel  

Konkretisierung der 

persönlichen 

Berichterstattung. 

Einführung eines 

Anfangsberichtes 

 

- Alt: berufsmäßige 

Betreuung Betreuungsplan 

- Ehrenamt 

Anfangsgespräch obsolet 
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Tab. A1: Fortsetzung von vorheriger Seite 

Neue Fassung BGB  

(ab 1.1.2023) 

Bisherige Regelung 

(gültig bis 31.12.2022) 

Anmerkungen 

insbesondere Angaben zu 

folgenden Sachverhalten 

zu enthalten: 1. persönliche 

Situation des Betreuten, 2. 

Ziele der Betreuung, bereits 

durchgeführte und 

beabsichtigte Maßnahmen, 

insbesondere im Hinblick 

auf § 1821 Absatz 6, und 3. 

Wünsche des Betreuten 

hinsichtlich der Betreuung. 

Sofern ein 

Vermögensverzeichnis 

gemäß § 1835 zu erstellen 

ist, ist dieses dem 

Anfangsbericht beizufügen. 

Der Anfangsbericht soll 

dem Betreuungsgericht 

innerhalb von drei Monaten 

nach Bestellung des 

Betreuers übersandt 

werden. Das 

Betreuungsgericht kann 

den Anfangsbericht mit 

dem Betreuten und dem 

Betreuer in einem 

persönlichen Gespräch 

erörtern. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn 

die Betreuung ehrenamtlich 

von einer Person mit einer 

familiären Beziehung oder 

persönlichen Bindung zum  

zu enthalten. 

§ 1901 BGB (4) … Wird die 

Betreuung berufsmäßig 

geführt, hat der Betreuer in 

geeigneten Fällen auf 

Anordnung des Gerichts zu 

Beginn der Betreuung 

einen Betreuungsplan zu 

erstellen. In dem 

Betreuungsplan sind die 

Ziele der Betreuung und die 

zu ihrer Erreichung zu 

ergreifenden Maßnahmen 

darzustellen. § 289 FamFG 

 

- Jahresberichte werden 

besprochen 

- von berichten zu mit 

Betreuten besprechen 

Ergänzung persönlicher 

Eindruck, Sichtweise des 

Betreuten 
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Tab. A1: Fortsetzung von vorheriger Seite 

Neue Fassung BGB  

(ab 1.1.2023) 

Bisherige Regelung 

(gültig bis 31.12.2022) 

Anmerkungen 

Betreuten geführt wird. In 

diesem Fall führt das 

Betreuungsgericht mit dem 

Betreuten auf dessen 

Wunsch oder in anderen 

geeigneten Fällen ein 

Anfangsgespräch zur 

Ermittlung der Sachverhalte 

nach Absatz 1 Satz 2. Der 

ehrenamtliche Betreuer soll 

an dem Gespräch 

teilnehmen. Die Pflicht zur 

Erstellung eines 

Vermögensverzeichnisses 

gemäß § 1835 bleibt 

unberührt. 

(3) Der Betreuer hat dem 

Betreuungsgericht über die 

persönlichen Verhältnisse 

des Betreuten mindestens 

einmal jährlich zu berichten 

(Jahresbericht). Er hat den 

Jahresbericht mit dem 

Betreuten zu besprechen, 

es sei denn, davon sind 

erhebliche Nachteile für die 

Gesundheit des Betreuten 

zu besorgen oder dieser ist 

offensichtlich nicht in der 

Lage, den Inhalt des 

Jahresberichts zur Kenntnis 

zu nehmen. Der 

Jahresbericht hat  
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Tab. A1: Fortsetzung von vorheriger Seite 

Neue Fassung BGB  

(ab 1.1.2023) 

Bisherige Regelung 

(gültig bis 31.12.2022) 

Anmerkungen 

insbesondere Angaben zu 

folgenden Sachverhalten 

zu enthalten: 1. Art, 

Umfang und Anlass der 

persönlichen Kontakte zum 

Betreuten und der 

persönliche Eindruck vom 

Betreuten, 2. Umsetzung 

der bisherigen 

Betreuungsziele und 

Darstellung der bereits 

durchgeführten und 

beabsichtigten 

Maßnahmen, insbesondere 

solcher gegen den Willen 

des Betreuten, 3. Gründe 

für die weitere 

Erforderlichkeit der 

Betreuung und des 

Einwilligungsvorbehalts, 

insbesondere auch 

hinsichtlich des Umfangs, 

4. bei einer beruflich 

geführten Betreuung die 

Mitteilung, ob die 

Betreuung zukünftig 

ehrenamtlich geführt 

werden kann, und 5. die 

Sichtweise des Betreuten 

zu den Sachverhalten nach 

den Nummern 1 bis 4. 
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Anhang 2 

Interviewleitfaden 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

vielen Dank für die Teilnahme an diesem Interview. Ich freue mich, dass Sie Ihre 

praktischen Erfahrungen und Wissen mit mir teilen. 

Die Bachelorarbeit beschäftigt sich mit dem Thema 

Das Betreuungsrecht - Chance oder Grenze für Menschen mit geistiger 

Behinderung? 

In der Arbeit möchte ich untersuchen, ob das aktuell geltende Betreuungsrecht nach den 

§§ 1896-1908i des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) vielmehr Chancen und 

Förderungsmöglichkeiten bietet oder Grenzen setzt und die Selbstbestimmung verengt. 

Der untersuchte Personenkreis beschränkt sich auf volljährige Menschen mit geistiger 

Behinderung. 

 

Um der Fragestellung näher zu kommen, habe ich zunächst die Grundlagen einer 

Betreuung nach dem BGB herausgearbeitet. Hierbei bin ich auf 

den Betreuten* (Vorliegen von Betreuungsvoraussetzungen, Rahmenbedingungen der 

Betreuung), den Betreuer (Personenkreise, welche Betreuung übernehmen können, 

Bestellung, Eignung, Pflichten, Aufgabenkreise) 

und das betreuungsgerichtliche Verfahren (Grundlagen, Inhalte) eingegangen. 

 

Den Schwerpunkt der Arbeit bilden die Chancen und Grenzen des Betreuungsrechtes. 

Ich möchte Ihnen die Ergebnisse meiner Ausarbeitungen in einer kurzen 

Zusammenfassung vorstellen. Die Ausarbeitung erfolgte nur in Hinblick auf den 

Betreuten, Vor- und Nachteile für Betreuer oder andere Personenkreise werden nicht 

betrachtet. 

 

 

 

 

 

 

* In dieser Arbeit wird aus Gründen der besseren Lesbarkeit das generische Maskulinum verwendet. 

Weibliche und anderweitige Geschlechteridentitäten werden dabei ausdrücklich mitgemeint, soweit es für 

die Aussage erforderlich ist. 
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Chancen: 

 

– bei fehlender Fähigkeit, den eigenen Willen zu äußern, legt der Betreuer im Sinne 

des Betreuten aus 

– Förderung der Selbstständigkeit des Betreuten durch Übernahme nur 

notwendiger, ausgewählter Aufgabenbereiche 

– Subsidiaritätsprinzip nach § 1896 (2) S.2 BGB, welches unnötige Betreuung 

ausschließt 

– Grundsätze der persönlichen Betreuung, des Ehrenamtes, der Rehabilitation 

(Defizite erkennen und minimieren) und Selbstbestimmung 

– Mitwirkung des Gerichtes (Überprüfung persönlicher und fachlicher Eignung des 

Betreuers, Feststellung von freiheitsentziehenden Maßnahmen, Kontrolle des 

Betreuers) 

– Aufgabenkreiserledigung durch mehrere Betreuer möglich 

– Auswahl des Betreuers erfolgt nach Wunsch des Betreuten 

– Wechsel des Betreuers bei Nichteignung, Krankheit, Unzumutbarkeit jederzeit 

möglich 

– vorsorgliche Betreuerbestellung möglich, auch ohne sofortige Einschränkung der 

Geschäftsfähigkeit 

 

 

Nachteile: 

 

– Auslegung des freien Willens durch Betreuer bei fehlender Äußerungsfähigkeit 

– Festlegung von Aufgabenkreisen (Unterteilung in Aufgabenbereiche nötig) 

– Grundsatz des Ehrenamtes (Angehörige fühlen sich verpflichtet, haben keinen 

objektiven Blick) 

– Einsatz mehrerer Betreuer birgt Konflikte und Meinungsverschiedenheiten 

– Einschränkung der Selbstbestimmung durch beispielsweise: 

– Eingriff des Betreuers bei Selbstschädigung 

– Eingriff des Betreuers bei Gesundheitsfürsorge (bei drohender Gefahr bei 

Aufschub der Entscheidung) 

– Unbetreubarkeit möglich (bei fehlender Mitwirkung des Betreuten) 
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Zudem möchte ich einen kurzen Ausblick in die Betreuungsrechtsreform ab 01.01.2023 

geben und herausfinden, ob die Neuerungen nur theoretisch anwendbar sind oder auch 

praktische Auswirkungen haben. Dazu untersuche ich die Teilbereiche: 

– Stärkere Orientierung am Wunsch und Wille des Betreuten 

– Einheitliches Zulassungsverfahren für Berufsbetreuer 

– einzelne Anordnung des Betreuungsgerichtes der Aufgabenbereiche innerhalb 

eines Aufgabenkreises 

 

Um diese Fragestellung nicht nur von der theoretischen Seite zu beleuchten, möchte ich 

gern verschiedene ExpertInnen auf dem Gebiet des Betreuungsrecht zu ihrem 

praktischen Wissen befragen und erörtern in welcher Art und Weise sich das Gesetz in 

der lebensnahen Durchführung spiegelt. 

 

Interviewfragen: 

 

1. In welcher Beziehung stehen Sie zu betreuten Personen? 

2. Besteht aktuell oder bestand in der Vergangenheit ein Betreuungsverhältnis zu 

einem Menschen mit geistiger Behinderung? Wenn ja, welche Besonderheiten 

gibt es im Verhältnis zu anderen Betreuten? 

3. Wie zureichend informiert/ ausgebildet fühlen Sie sich auf die speziellen 

Bedürfnisse von Menschen mit geistiger Behinderung? 

4. Werden Ihrer Meinung nach Eltern und Angehörige von Kindern und 

Jugendlichen mit geistiger Behinderung ausreichend über die rechtliche 

Betreuung informiert? Welche Stellen sollten diese Informationen leisten? 

5. Welche Probleme sind Ihnen in der aktuellen Rechtslage in Bezug auf Menschen 

mit geistiger Behinderung bereits begegnet? Werden diese Lücken durch die 

neue Reform des Betreuungsrechts geschlossen? 

6. Aus dem obigen Text können Sie die von mir herausgearbeiteten Chancen des 

Betreuungsrechts entnehmen. Gibt es Punkte, mit denen Sie nicht 

übereinstimmen bzw. gibt es Ergänzungen? 

7. Aus dem obigen Text können Sie die von mir herausgearbeiteten Grenzen des 

Betreuungsrechts entnehmen. Gibt es Punkte, mit denen Sie nicht 

übereinstimmen bzw. gibt es Ergänzungen? 

8. Was sind Ihrer persönlichen Meinung nach die größten Chancen bzw. Grenzen 

des Betreuungsrechts? 
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Neue Reform des Betreuungsrechts ab 01.01.2023 

 

9. Es wird zukünftig ein einheitliches Zulassungsverfahren für Berufsbetreuer 

geben. Wie stehen Sie dieser Neuerung gegenüber? 

10. Eine weitere Neuerung ist die einzelne Anordnung des Betreuungsgerichtes der 

Aufgabenbereiche innerhalb eines Aufgabenkreises. Wie stehen Sie dieser 

Neuerung gegenüber? 

11.  Außerdem soll sich künftig stärker am Wunsch und Wille des Betreuten 

orientiert werden. War das aus Ihrer Sicht bisher nicht der Fall? 

12. Gibt es einen wichtigen Punkt, den auf den ich nicht eingegangen bin? Möchten 

Sie sonst etwas ergänzen? 
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Einwilligungserklärung Interview 

 

Ich erkläre hiermit mein Einverständnis zur Nutzung der personenbezogenen Daten, die 

im Rahmen des folgenden Gesprächs erhoben wurden: 

 

Datum des Interviews:  

21.11.2021 

 Name der interviewenden Person:  

Seraphine Heinrich 

Kurzbeschreibung des Forschungsprojekts: 

Bachelorarbeit zur Fragestellung: 

Das Betreuungsrecht - Chance oder Grenze für Menschen mit geistiger Behinderung? 

Durchführende Hochschule: 

Hochschule Meißen (FH) und Fortbildungszentrum 

 

Die Daten werden im Rahmen eines mündlichen Gesprächs erhoben, das mit einem 

Aufnahmegerät aufgezeichnet wurde. Zum Zwecke der Datenanalyse werden die 

mündlich erhobenen Daten verschriftlicht (Transkription), wobei die Daten anonymisiert 

werden. Eine Identifizierung der interviewten Person ist somit ausgeschlossen. 

Kontaktdaten, die eine Identifizierung der interviewten Person zu einem späteren 

Zeitpunkt ermöglichen würden, werden aus Dokumentationsgründen in einem separaten 

Schriftstück lediglich den Gutachter*innen der wissenschaftlichen Ausarbeitung zur 

Verfügung gestellt. Nach dem Abschluss des Projekts werden diese Daten gelöscht. 

Der Speicherung der personenbezogenen Daten zu Dokumentationszwecken kann 

durch die interviewte Person jederzeit widersprochen werden. Die Teilnahme an dem 

Gespräch erfolgt freiwillig. Das Gespräch kann zu jedem Zeitpunkt abgebrochen werden. 

Das Einverständnis zur Aufzeichnung und Weiterverwendung der Daten kann jederzeit 

widerrufen werden. 

 

_____________________________________________________________________ 

Vorname und Name 

 

 

_____________________________________________________________________ 

Datum, Ort         Unterschrift 
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Anhang 3 

Interview Familie K., Eltern eines Sohnes mit geistiger Behinderung 

 

Frau Heinrich: 

In welcher Beziehung stehen Sie zu betreuten Personen? 

 

Familie K.: 

Wir sind die Eltern eines erwachsenen, geistig behinderten Sohnes. Wir versuchen 

Antworten auf die Fragen zu geben, einige Antworten fallen uns jedoch schwer, da wir 

mit gesetzlichen Grundlagen nicht im Detail vertraut sind. Eine konstante Beschäftigung 

mit dem Gesetz ist aus Kapazitätsgründen nicht möglich. 

 

Frau Heinrich: 

Besteht aktuell oder bestand in der Vergangenheit ein Betreuungsverhältnis zu einem 

Menschen mit geistiger Behinderung? Wenn ja, welche Besonderheiten gibt es im 

Verhältnis zu anderen Betreuten? 

 

Familie K.: 

Da fehlt uns der Vergleich. 

 

Frau Heinrich: 

Wie zureichend informiert/ ausgebildet fühlen Sie sich auf die speziellen Bedürfnisse von 

Menschen mit geistiger Behinderung? 

Werden Ihrer Meinung nach Eltern und Angehörige von Kindern und Jugendlichen mit 

geistiger Behinderung ausreichend über die rechtliche Betreuung informiert? Welche 

Stellen sollten diese Informationen leisten? 

 

Familie K.: 

Um nötige Informationen zu erhalten, müssen wir uns kümmern. Es sind uns auch keine 

Ansprechpartner bekannt. 

Rückschau: Als unser Sohn geboren wurde, gab es eine sehr gute Kinderärztin, die uns 

bei medizinischen Fragen und auch nach ihren Möglichkeiten mit Informationen 

unterstützte. Der Vorteil für alle Kinder, die in der DDR geboren wurden war, dass diese 

alle vier Wochen (bis zu einem Jahr, glaube ich) in der Mütterberatung vorgestellt wurden. 

Unser Wunsch wäre, dass Kinderärzte als erster Ansprechpartner für die Eltern da sind 

und über die verschiedenen Netzwerke, die mit dem Thema Behinderung involviert und 
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vertraut sind, informieren. Die Netzwerke besitzen Kenntnisse und können überforderten 

Eltern weiterhelfen. Die Unterstützungsmöglichkeiten und Ansprechpartner müssen 

bekannt sein und bekannt gemacht werden. Die Last und oft auch das Leid von Eltern 

wird nicht ausreichend wahrgenommen und würde bei Entscheidungen und Fragen den 

Eltern eine Hilfe sein. 

 

Frau Heinrich: 

Welche Probleme sind Ihnen in der aktuellen Rechtslage im Bezug auf Menschen mit 

geistiger Behinderung bereits begegnet? Werden diese Lücken durch die neue Reform 

des Betreuungsrechts geschlossen? 

 

Familie K.: 

Da haben wir keine Antwort. 

 

Frau Heinrich: 

Aus dem obigen Text können Sie die von mir herausgearbeiteten Chancen des 

Betreuungsrechts entnehmen. Gibt es Punkte, mit denen Sie nicht übereinstimmen bzw. 

gibt es Ergänzungen? 

 

Familie K.: 

Die genannten Chancen erleben wir ähnlich. Lediglich bei Anstrich Nr. 7 (Auswahl erfolgt 

nach Wunsch des Betreuten) sieht in der Realität anders aus. Anstrich Nr. 6 

(Aufgabenkreiserledigung durch mehrere Betreuer) kann Vor- aber auch Nachteil sein. 

 

Frau Heinrich: 

Aus dem obigen Text können Sie die von mir herausgearbeiteten Grenzen des 

Betreuungsrechts entnehmen. Gibt es Punkte, mit denen Sie nicht übereinstimmen bzw. 

gibt es Ergänzungen? 

 

Familie K.: 

Anstrich 1 (Auslegung des freien Willens durch Betreuer bei fehlender 

Äußerungsfähigkeit) kann Nachteil, aber auch Chance sein. Anstrich 3 (Grundsatz des 

Ehrenamtes) sehen wir kritisch. Eltern begleiten ihre Kinder von Geburt an. Eltern sind 

die Profis der Kinder und das sollte in jedem Fall so sein. Bei Anstrich 4 (Einsatz 

mehrerer Betreuer birgt Konflikte und Meinungsverschiedenheiten) kommt es auf die 

hoffentlich gute Zusammenarbeit der Beteiligten an. Wir als Eltern sind beide Betreuer, 
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auch aus dem Grund einer rechtlichen Absicherung für unseren Sohn im eventuellen 

Ernstfall, Krankheit oder Tod. Also auch eine Chance. 

 

Frau Heinrich: 

Was sind Ihrer persönlichen Meinung nach die größten Chancen bzw. Grenzen des 

Betreuungsrechts? 

 

Familie K.: 

Leider können wir hier keine Auskunft geben, da wir uns noch nicht mit dieser Thematik 

bewusst beschäftigt haben. 

 

Frau Heinrich: 

Es wird zukünftig ein einheitliches Zulassungsverfahren für Berufsbetreuer geben. Wie 

stehen Sie dieser Neuerung gegenüber? 

 

Familie K.: 

Da wir uns noch nicht mit dem neuen Betreuungsrecht auseinandergesetzt haben, sind 

unsere Antworten begrenzt. Die Aufgaben, Inhalte, persönliche und soziale 

Kompetenzen des Betreuers und die Prüfung der Eignung müssen in diesem Verfahren 

unbedingt geprüft werden. 

 

Frau Heinrich: 

Eine weitere Neuerung ist die einzelne Anordnung des Betreuungsgerichtes der 

Aufgabenbereiche innerhalb eines Aufgabenkreises. Wie stehen Sie dieser Neuerung 

gegenüber? 

 

Familie K.: 

Keine Angabe. 

 

Frau Heinrich: 

Außerdem soll sich künftig stärker am Wunsch und Wille des Betreuten orientiert werden. 

War das aus Ihrer Sicht bisher nicht der Fall? 

 

Familie K: 

Wir können keine Einschätzung geben, da uns der Vergleich fehlt. 
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Frau Heinrich: 

Gibt es einen wichtigen Punkt, den auf den ich nicht eingegangen bin? Möchten Sie 

sonst etwas ergänzen? 

 

Familie K.: 

Keine Angabe. 
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Anhang 4 

Interview Herr L., Mitarbeiter des Betreuungsvereins Freiberg 

 

Frau Heinrich: 

In welcher Beziehung stehen Sie zu betreuten Personen? 

Besteht aktuell oder bestand in der Vergangenheit ein Betreuungsverhältnis zu einem 

Menschen mit geistiger Behinderung? Wenn ja, welche Besonderheiten gibt es im 

Verhältnis zu anderen Betreuten? 

 

Herr L.: 

Ich bin als gesetzlich, als gerichtlich bestellter Betreuer eingesetzt, also bin weder 

verwandt noch verschwägert zu meinen ca. 40 Betreuten. Zu zweitens besteht aktuell in 

der Vergangenheit ein Betreuungsverhältnis zu einem Menschen mit geistiger 

Behinderung? Welche Besonderheiten gibt es im Verhältnis zu anderen Betreuten? Ja, 

natürlich. Die meisten meiner Betreuten haben eine geistige Behinderung. Ja, die 

Besonderheit ist die, dass man natürlich mit Leuten mit geistiger Behinderung völlig 

anders umgehen muss, also mit jedem Satz, den man mit denen spricht, muss man 

natürlich, wenn das überhaupt möglich sein soll. Ich habe hier auch einige Betreute und 

viele Betreute, wo überhaupt keine Verständigung möglich ist, aufgrund der geistigen 

Behinderung. Weil die selber ja auch nicht reden können. Das macht es natürlich 

nochmal ein vielfaches schwieriger. 

 

Frau Heinrich: 

Werden Ihrer Meinung nach Eltern und Angehörige von Kindern und Jugendlichen mit 

geistiger Behinderung ausreichend über die rechtliche Betreuung informiert? Welche 

Stellen sollten diese Informationen leisten? 

 

Herr L.: 

Nun. Wir informieren auch sie. Ja, das ist ja ein Stück weit unsere Aufgabe. Natürlich ist 

es jetzt, das macht Corona wiederum nicht einfacher und wir können jetzt nicht groß 

irgendwelche Veranstaltungen machen, die muss man dazu sagen, jetzt nicht so 

sonderlich gut besucht waren in den Jahren, man es noch konnte. Das ist jetzt so eine 

Sache, wo man sagen muss wir leisten das gerne. Aber wo natürlich auch die Leute auf 

uns zukommen müssen. Also hier müssen dann auch die Leute im Prinzip sagen Mensch, 

ihr seid doch eine Stelle, was sich zumindest so anhört, als könntet ihr mir da 

weiterhelfen. Und da machen wir das natürlich gerne. Und wir merken es jetzt schon, an 
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vorderster Front weil ja nun gerade meine Telefonnummer hinterlegt ist. Seit zwei, drei 

Jahren haben wir einen Internetauftritt und ab und zu sind mal so eine Art Werbung 

geschaltet in der Zeitung. Das merkst du dann schon, dass die Leute, die verwechseln 

das zwar auch manchmal und stellen mir dann Fragen, bei denen ich dann merke, 

Momentmal, da sind sie jetzt bei mir falsch. Also ob wir jetzt mal sauber machen können 

und so. Die Betreuung, das ist ja kein geschützter Begriff. Oder das zum Arzt gehen oder 

sauber machen, zum Arzt fahren oder irgendwelche Pflegedienste. Die wir zwar 

vermitteln, aber was wir ja nicht selber machen. Also es ist schon immer ein Punkt, wo 

dann auch die Leute ein bisschen durcheinanderkommen. 

 

Frau Heinrich: 

Welche Probleme sind Ihnen in der aktuellen Rechtslage im Bezug auf Menschen mit 

geistiger Behinderung bereits begegnet? Werden diese Lücken durch die neue Reform 

des Betreuungsrechts geschlossen? 

 

Herr L.: 

Ob die geschlossen werden, da bin ich ganz vorsichtig in unserem Land geworden. Das 

sind natürlich erst mal keine schlechten Ansätze, was die so haben. Momentan steht 

alles nur auf dem Papier, aber ob die dann mal wirklich geschlossen werden? Ich glaube 

die Frage ist dann wäre jetzt in dem Sinne zu zeitig, dann müssten wir uns vielleicht in 

zwei Jahren mal treffen, weil nach unseren Informationen soll es ja zum 1.1. 2023 

losgehen. Werden wir sehen. 

 

Frau Heinrich: 

Aber in der Praxis gibt es ja zum Beispiel die Auslegung des Willens. Und gerade wenn 

man jemanden hat, der nicht sprechen kann, wie wird denn das bewerkstelligt? Geht 

man dann einfach als Betreuer davon aus na ja, der wird es schon so wollen. 

 

Herr L.: 

So ist dieses schöne Wort, dieser mutmaßliche Wille, bei dem man sich versucht in den 

Anderen hineinzuversetzen. Und wenn man sagt: Wie würdest du jetzt in der Situation 

handeln? Oder man sollte jetzt nicht zu sehr sein eigenes mit reinbringen in Bezug jetzt, 

gerade jetzt in dem Sachverhalt, was sie jetzt meinen nicht. Ich meine aber, was die 

Ordnung betrifft, unsere Maßstäbe anlegen würden, würden sie ja durchdrehen. Und das 

ist absolut nicht durch unser Gesetz gedeckt. Dann wird der Richter sagen, Moment mal, 

sie können sich sonst wie gemütlich und sauber alles machen, aber der Betreute hat das 

recht verwahrlost und dreckig zu leben, das ist ein Zwiespalt. Was die Wünsche und 
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Mittel. Ich denke mir oftmals auch ganz einfach schon der gesunde Menschenverstand 

wie wir da jetzt, wie er jetzt vielleicht entscheiden könnte, wenn er denn diesen Verstand 

hätte bzw. manchmal haben. 

 

Frau Heinrich: 

Aus dem obigen Text können Sie die von mir herausgearbeiteten Chancen des 

Betreuungsrechts entnehmen. Gibt es Punkte, mit denen Sie nicht übereinstimmen bzw. 

gibt es Ergänzungen? 

 

Herr L.: 

In der Realität ist das durchaus möglich, wobei das jetzt aber zumindest bisher doch 

relativ selten ist. Man muss ja immer sehen, solange es eine ehrenamtliche Betreuung 

ist, ist ja der Staat mit 400 Euro dabei im Jahr auch noch mit dieser Entschädigung. Ich 

kenne das. Wir haben aber auch Fälle, wo wir im Prinzip drin sind mit einem Teil der 

Aufgabenbereiche. Beispiel Vermögenssorge. Weil das eben das Familienmitglied 

absolut nicht will. Nicht weil sie es sich nicht zutrauen oder zu dumm sind, sondern ganz 

einfach weil Finanzen ist schon immer eine heikle Sache. Jetzt nicht unbedingt die 

Beziehung Eltern - Kind, sondern vielleicht in der Beziehung, Kind - Tante. Wenn eine 

andere Tante dann sagt, die macht es ja bloß, um sich zu bereichern. Das wollen viele 

nicht. Und deswegen ist es schon so, dass oftmals wir dann die Vermögenssorge 

innehaben und sie, aber dann die Verwandtschaft, eben dann die Gesundheitssorge 

oder so macht. Und das natürlich eine optimale Kombination, weil das Vertrauen für 

solche Sachen eben dann doch mehr gegeben ist und die Finanzen eben derjenige sich 

dann nichts anhören muss von irgendwelchen anderen Familienmitgliedern. 

 

Frau Heinrich: 

Also kommt das in der Praxis schon vor? 

 

Herr L.: 

Es kommt vor, aber es ist jetzt halt relativ selten, weil wie gesagt, muss man sehen. Es 

ist ja so, dass die, unsere Gesetze kennen das ja nicht so, dass man sagt, wie beim 

Chef, wenn du nur die halbe Sache machst, bekommst du auch nur den halben Lohn. 

So ist es ja nicht, wenn dann bekommen wir denselben Stundensatz, als wenn wir alles 

machen. Und wenn der Andere das dann auch noch kriegt, dann wird es irgendwann 

wirklich richtig teuer. Und deswegen, das gibt es, auch schon eher selten. 

Ja, das ist gerade der dritte Punkt, der Grundsatz des Ehrenamtes Angehörige fühlen 

sich verpflichtet, haben keinen objektiven Blick mit dem objektiven Blick, ist natürlich 
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häufig so, das ist ganz einfach eine Tatsache, dass wir als externe Außenstehende, die 

jetzt damit weder verwandt noch verschwägert sind, schon einen anderen Blick haben 

und der oftmals auch der bessere ist. 

Konflikte und Meinungsverschiedenheiten definitiv, wie heißt es so schön viele Köche 

verderben den Brei, das ist natürlich hier genauso. Und wenn man dann noch 

gegeneinander arbeitet, dann wird das schnell riesengroßer Murks. Selbstschädigung. 

Wobei das natürlich wiederum aus Sicht des Betreuten ein Vorteil ist, wenn wir eingreifen, 

ehe sich selber schädigt. 

 

Frau Heinrich: 

Weil wie Sie schon sagten, jeder hat ja auch ein Recht auf Verwahrlosung oder wenn 

man sich selber zugrunde richten will, wie er es sich vorstellt, dann kann er das. Er hat 

ein Recht darauf. 

 

Herr L.: 

Das ist richtig. Aber das ist natürlich immer so eine Frage, wo es dann bei mir auch 

aufhört. 

Ich meine, wir haben ja oftmals, gerade jetzt, fällt mir immer wieder ein, der klassische 

Alkoholiker. Also wenn er das nun wirklich absolut cool findet und sagt ich, das ist aber 

meine Selbstbestimmung, wenn ich mich jetzt volllaufen lasse, ich sag es mal plakativ 

und draußen sitzen will und grade im Winter und es ist doch mir scheißegal. 

Also wo hört es dann wieder auf, wenn derjenige dann erfroren ist? Das sind alles 

Sachen. Es hört sich erst mal gut an und ist natürlich auch als Vorteil sehen. Wenn man 

sagt man schränkt den Betreuten als Betreuer nicht zu sehr ein, aber ein ganz schmaler 

Grat oftmals. Man muss da durch und auch Fälle und da erzähle ich ja jetzt nichts Neues 

und es ist wirklich häufig schon vorgekommen bei uns, wenn wir die Leute geholt haben. 

Gerade eine Kollegin erzählt das immer wieder, wenn wir teilweise am Mittagstisch sitzen, 

wie dort die Ratten neben dem rumgerannt sind, weil er im Prinzip von Müll wegbringen 

nie etwas gehört hat, sondern alles hinter sich geschmissen hat und so. Natürlich könnte 

dem das gefallen, mit den Ratten zusammen. Aber natürlich verbietet sich irgendwo, weil 

das wissen wir ja selber alle Mäuse, Ratten, Krankheitsüberträger und so alles. Also es 

geht auch manchmal, finde ich, einfacher. 

Nun wo einfach Grenzen sind und wo ansonsten eine Betreuungsführung keinen Sinn 

mehr macht. Wenn ich den jetzt das alles durchgehen lasse und sage, es ist doch seine 

Sache, dann kann ich es auch aufheben. Was braucht der mich dann als Betreuer? 
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Frau Heinrich: 

Gab es schon mal den Fall, dass sie eine Betreuung aufgehoben haben? 

 

Herr L.: 

Nun ja, also das kommt jetzt mal, ich weiß nicht ob man es an einer Zahl festmachen 

kann, aber soweit ich jetzt hier bin und wie gesagt, das werden jetzt acht Jahre. Es sind 

mindestens einmal im Jahr oder einmal in zwei Jahren, würde ich sagen, dass wir von 

uns aus gesagt haben einfach, es macht keinen Sinn. Persönlich hatte ich es noch nicht. 

Vielleicht ist meine Schmerzgrenze einfach ein ganzes Stück höher noch, weiß ich nicht. 

Aber Kolleginnen von mir, die dann wirklich auch den Richter angerufen haben und so 

soll es theoretisch eigentlich auch sein, weil wenn du denjenigen nie treffen konntest und 

der zum Schur immer geht wenn du kommst, wenn du mit dem einen Termin vereinbart. 

Weil er sagt, nein, ich will jetzt nicht mit der reden. Was macht das dann für einen Sinn? 

Dann kann man ja die Betreuung nicht führen und dann ist es wirklich besser das 

aufzulösen. 

 

Frau Heinrich: 

Geht das dann schon in Kombination mit einer psychischen Erkrankung einher oder ist 

das nur reiner Stursinn? 

 

Herr L.: 

In den Fällen, wo das jetzt so war, kann man es wirklich auf eine psychische Krankheit 

schieben oder einfach wo es Phasen gab, wo der einsichtig war, aber dann eben die 

Phasen überwogen, wo er ganz einfach in eine andere Rolle geschlüpft ist und einfach 

gesagt hat: meine Betreute bei mir eh nur alles Böse. Ja, das will ich nicht und so weiter 

und so fort. Und dann kannst du mit denen nicht mehr reden. Was willst du denn dann 

davon überzeugen, dass es nicht so ist? Und dann ist es aufgelöst worden. Das ist dann 

oftmals so gewesen, nach einem viertel, halben Jahr, man kennt sich ja trotz alledem 

auch jetzt. Weil wir sagen dann natürlich als Verein, das ist der Vorteil, wenn man 

miteinander redet. Merken wir uns die Namen und wenn damit wieder eine Anfrage 

kommen sollte von der Behörde, der und diejenige, da suchen wir wieder einen Betreuer, 

wo wir dann nein sagen. Den hatten wir schon mal eine Zeit lang, das ist nicht gegangen, 

den nehmen wir jetzt nicht wieder. Und dann nimmt einfach ein Berufsbetreuer den. Was 

ich damit sagen will, die sind auch mal eine kurze Zeit ohne Betreuer, merken aber das 

es gar nicht geht, merken es nicht mal selber, sondern Andere kommen wieder auf uns 

zu. Kommen wieder aufs Gericht zu, Behörden, ob nun AOK oder Sozialamt oder 

Pflegedienst. Sie sagen Mensch, wir haben den jetzt gesehen, da war völlig halb erfroren 
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oder total eingenässt und alles, das geht doch so nicht weiter. Und dann kriegt er eben 

doch wieder ein übergestülpt oder so. Weil machen wir uns nichts vor, in den meisten 

Fällen kommen die eben ohne Betreuer nicht aus. 

 

Frau Heinrich: 

Kann man den Berufsbetreuer auch abwählen? 

 

Herr L.: 

Da gibt es keine Unterschiede zwischen Vereinsbetreuer und Berufsbetreuer. Vielleicht 

ist es nur eine Vermutung von mir. Es ist vielleicht bei denen teilweise bei den 

Berufsbetreuern die Hemmschwelle aber vielleicht auch ein Stückchen niedriger, weil 

die trotz alledem ein bisschen anders sehen müssen. Die arbeiten ja wirklich komplett in 

ihre eigene Tasche. Wir sind alle im Angestelltenverhältnis, da kann man doch das eine 

oder andere noch überbrücken, oder sagen Nein, das haben wir jetzt einfach nicht 

notwendig den jetzt noch einmal zu nehmen, während der Berufsbetreuer dann vielleicht 

doch sagt: Scheiß drauf. Hauptsache Geld. 

 

Frau Heinrich: 

Was wäre denn der nächste Schritt, wenn man aus der Betreuung herausfällt? Was 

passiert denn dann erfahrungsgemäß mit den Leuten? Gefängnis? 

 

Herr L.: 

Das kann man so jetzt nicht sagen. Ich mach es gerne an Beispielen fest. Wir hatten 

voriges Jahr einen alten Opi, war über Umwege zu uns gekommen, der hat irgendwo 

mal an einer Veranstaltung tief im Westen der alten Bundesländern dran teilgenommen 

und ist dort von jemanden an dem Stand weiter gemeldet wurden an unser Gericht, weil 

er hier gewohnt hat und dann haben wir ihn irgendwann mal gekriegt, über Umwege. 

Und das war auch so ein Fall, das ging gar nicht, der kam mit seiner Betreuerin, meiner 

Kollegin hier überhaupt nicht zurecht. Die war ihm zu jung oder zu dumm, oder was. Der 

muss früher mal ein bisschen was auf dem Kasten gehabt haben, aber es ist lange her. 

Schizophren und sowas. Also der hat nur gegen sie gearbeitet hat und uns dann 

teilweise, ist handgreiflich geworden, wo es natürlich dann schon aufhört. Er hat bei uns 

Klingelanlage fast zerstört weil er dann wirklich eine halbe Stunde dauergeklingelt hat, 

hat unser Schild unten abgeschraubt, unser Hinweisschild. Und so weiter und so fort. Ja, 

also es ist dann aufgelöst worden, die Betreuung. Deswegen ist der jetzt nicht irgendwo 

ins Gefängnis gekommen, aber der schlägt sich jetzt schon bissel durchs Leben, wo wir 

aber dann immer wieder kriegen und das ist es eigentlich schon fast wieder niedlich bei 
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der Sache. Wenn aber dann irgendwo die Kacke am Dampfen ist, also er wollte sich 

dann ein Auto kaufen. Im Autohaus und dort haben die denn dann ein bissel gefragt und 

haben auch gemerkt, hier ist nicht alles ganz so in Ordnung. Und da hat er gesagt: Na 

ja, ich hab ja auch eine Betreuerin. Es war schon ein halbes Jahr her und deswegen hat 

dann das Autohaus bei uns angerufen, habe ich gleich gesagt: Nee, ich kann Ihnen das 

sagen, der ist ja nicht mehr bei uns. Ach so. Na ja, er hat aber gesagt. Die merken dann 

oftmals selber, dass sie so alleine nicht zurechtkommen. Aber Betreuung wollen sie eben 

auch nicht, aber jetzt mit Gefängnis oder so. Nein, wir können ja umgedreht das 

Gegenteil davon. Wir können die vor Gefängnis ja nicht schützen. Also wo wir sie 

schützen können davor, ich weiß nicht, ob das bekannt ist, dass sie auf der Straße sitzen. 

Also das ist ja wirklich unsere ureigenste Aufgabe. Also selbst, wenn die jetzt über Jahre 

keine Miete bezahlt haben und sich dermaßen reingeritten haben, muss trotzdem unser 

oberstes Ziel sein, dass derjenige nicht auf der Straße sitzt. Also sprich, wenn dort jetzt 

die Wohnungsgesellschaft kündigt und sagt: Ab dem Tag bist du auf der Straße, müssen 

wir gegen die Kündigung vorgehen. Versuchen dann irgendwo mit Ratenzahlung oder 

was auch immer. Also solche Sachen können ja theoretisch nur von vor unserer Zeit 

kommen, weil wenn wir jetzt die Betreuung führen, dürfen solche Sachen ja eigentlich 

nicht vorkommen, weil wir müssen ja alle Hebel in Bewegung setzen, dass der in so 

einen Stand gar nicht erst versetzt wird. Thema Wohngeld beantragen oder sonst 

irgendwas, versuchen, dass wir die Miete bezahlen und so das Außenstände gar nicht 

passieren können. Aber wenn wir jetzt so einen Fall übernehmen und der hat 

Außenstände und die drohen dem damit, dann müssen wir alle Hebel in Bewegung 

setzen, dass das nicht passiert. Wenn aber doch die jetzt sagen Nein, oder bei Privaten, 

die dann jetzt nicht so sozial sind und sagen: Das juckt mich doch nicht. Ich will mein 

Geld und wenn ich das nicht bekommen, dann müssen wir den eben raushauen. Wie im 

Fall Fischerstraße in Freiberg, diesem Obdachlosenwohnheim, dann müssen wir dafür 

zumindest sorgen. Aber wir können jetzt nicht einfach sagen Nö. Ich sehe da jetzt ja 

keinen Sinn mehr drin oder so. So können wir es nicht machen, also müssen wir wirklich 

versuchen das da zumindest ein Dach über dem Kopf ist. 

  



XXXIII 

 

Frau Heinrich: 

Oft geht die Hilflosigkeit auch mit Schulden einher, wo der Betroffene ohne Hilfe nicht 

mehr allein rauskommt. 

 

Herr L.: 

Und genau das ist ein gutes Beispiel, wo dann auch dafür extra eine Betreuung 

eingesetzt wird, wo es eigentlich zu spät ist. Das ist ja das, was wir immer sagen. Warum 

muss das immer so lange dauern, bis tatsächlich dann eine Betreuung eingerichtet wird? 

Weil oftmals wäre es für alle Beteiligten einfacher. Aber da sagen natürlich die Richter: 

Nö, wir können jetzt nicht jeden, der nicht mit Geld umgehen kann betreuen. Also gefühlt 

müsstest du ja manchmal die Hälfte der Republik eigentlich unter Betreuung stellen. 

Können wir dem einen Betreuer geben? Da ist es eben oftmals so, dass die Schulden 

angehäuft haben und dann wird ein Betreuer eingesetzt und dann geht es im Prinzip los. 

Mit den ganzen Schuldnern Kontakt aufnehmen. Und was ich eben jetzt sagte. Auch 

versuchen, wenn er jetzt Arbeitslosengeld bekommt oder Hartz IV oder sonstige Gelder, 

das eben alles dafür eingesetzt wird, erst mal die Wohnungssicherung und das hat die 

oberste Priorität. Die Schuldner zu bedienen erst mal natürlich irgendwann mit, aber jetzt 

nicht als Priorität. Ist es so, dass der im Prinzip eine Bleibe hat, warmes Essen möglichst. 

Das ist dann im Prinzip unsere Aufgabe. 

 

Frau Heinrich: 

Was sind für Sie persönlich die größten Vor- und Nachteile des aktuellen 

Betreuungsrechte sind, im Hinblick auf die geistige Behinderung. 

 

Herr L.: 

Da geht es dann ein bisschen auf das Neue, was ab 2023 kommen soll. Ich muss ehrlich 

sagen mit dem Betreuungsrecht, wie es jetzt aktuell gültig ist, seit 1992 oder dann mit 

dieser Novellierung 2005 noch einmal, denke ich, können sowohl die Betreuten als auch 

wir als Betreuer relativ gut leben. Vielleicht auch deswegen muss man jetzt sagen, weil 

wir jetzt die Generation Betreuer, die wir jetzt sind, es nicht anders kennt, weil wie gesagt, 

der große Schnitt kam 1992, bis dahin nannte es sich ja Vormundschaftsgericht und so 

weiter. Also das Wort Bevormundung schon drin steckt und dann schon zu DDR-Zeiten 

war das ja anders und ab dort ist ja schon ein Riesenschritt gemacht worden zur 

Eigenständigkeit, also zu einer gewissen Selbstständigkeit. Und deswegen denke ich, 

war jetzt für meine Begriffe zumindest und ich denke das sehen meine Kollegen ähnlich, 

jetzt nicht so gravierend, dass man jetzt sagt, es hat jetzt unbedingt einer nochmaligen 

Änderung bedarf. Deswegen denke ich schon erst einmal so, was jetzt so angedacht ist, 
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schon ein bisschen kritisch, aber man kann es auch eigentlich mit den Worten sagen, es 

soll ja noch mehr Macht zu den Betreuten kommen, sie sollen noch mehr auf die 

Wünsche eingegangen werden und so weiter und so fort. Wenn ich da jetzt von mir 

persönlich denke, was ich den Betreuten durchaus versuche alles schön zu erfüllen und 

zu machen, wüsste ich jetzt fast nicht, wo dann noch ein großer Handlungsspielraum ist. 

 

Frau Heinrich: 

Es unterstellt so ein bisschen indirekt das das bisher nicht gut geklappt hat. 

 

Herr L.: 

Ganz genau und das ist auch das wo ich mich frage: Was haben wir jetzt 20 Jahre, oder 

fast 30 Jahre so groß falsch gemacht haben? Sind wir mal ehrlich, da kann uns das 

Gesetz jetzt auch keine Antwort geben, aber letztendlich steht und fällt alles mit dem 

Geld. Und wenn der Betreute jetzt sonst was was für Wünsche äußert, ich sag es mal 

als Spaß, er will jedes Jahr ein neues Auto haben oder sonst irgendwas. Am Ende wird 

jeder Betreuer nur das Geld ausgeben können, was der zur Verfügung hat. Ich glaube 

nicht, dass jetzt hier das so weit geht, dass man sagt da musst du sonst irgendwo einen 

Topf anzapfen, Hauptsache der kriegt eben sein neues Auto oder kriegt seine neue 

Küche. Ist doch Quatsch. 

Es ist für meine Begriffe ehrlich gesagt schon ein bisschen ausgereizt. Es gibt sicherlich 

Länder, wo das extrem notwendig wäre, aber ich würde Deutschland nicht dazu zählen, 

weil ich denke, wir sind schon verdammt sozial. Das sage ich jetzt wirklich mit der 

Erfahrung, die ich jetzt hier in den 7, 8 Jahren gesammelt habe, weil ich mir ganz ehrlich 

sage: Ich denke, das ist ein bisschen überzogen. Es gibt vieles, was wir hier anzapfen 

an Töpfen für unsere Betreuten, würden wir nie drauf kommen, dass es das gibt und wir 

machen es einfach. Für uns selber würden wir es nicht machen, ist einfach so und da 

geben mir alle Kolleginnen und Kollegen recht. Wir legen uns ja schon extrem für die 

Betreuten ins Zeug und manchmal, viel mehr geht da auch nicht. 

 

Frau Heinrich: 

Um Andere kümmert man sich meistens besser als um sich selbst. 

 

Herr L.: 

Aber erstens das ja und ich sehe auch ganz einfach, aber auch ich sehr, sehr lange 

meine Oma gehabt. Die ist jetzt erst voriges Jahr mit 96 Jahren gestorben. Und generell 

sind bei mir in der Familie die Leute relativ alt geworden. Ob jetzt Onkel, Tanten oder so, 

alle fast bis an die Hundert. Wenn ich sehe, wie bescheiden die gelebt haben, was denen 
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zugestanden hätte. Und die haben nicht einmal dort irgendwo gesagt: Nee, das steht mir 

aber zu. Und das nehmen wir jetzt noch mit. Und dieses Anspruchsdenken von unseren 

Leuten teilweise, die gerade 18 oder 19 geworden sind. Und da hat eine Kollegin von 

mir wirklich ein gewisses Problem. Das hätte ich auch, wo die eine Rente bekommt, 

obwohl die nie eingezahlt hat, von über 1000 Euro im Monat. Und wenn ich sehe wie 70, 

80, 90 Jährige, die diesen Staat aus dem Dreck kann man wirklich sagen wieder 

aufgebaut haben, mit was teilweise für Renten die abgespeist wurden, ist wirklich für 

meine Begriffe eine absolute Schieflage. 

Und da bin ich immer heilfroh, dass das viele Leute in unserem Land nicht wissen. Diese 

Unzufriedenheit und dieses, was wir täglich montags hier erleben in Freiberg und 

Umgebung, wegen Corona, was ja Quatsch ist für meine Begriffe. Die werden den 

ganzen anderen Frust mit los. Es geht ja schon lange nicht mehr nur um Corona. Also 

da würden die Leute noch viel mehr auf die Barrikaden gehen, wenn die das wüssten, 

weil da stehen wir ehrlich gesagt auch nicht dahinter, wir müssen es machen, aber da 

haben wir ehrlich gesagt ein Problem. Es geht alles in eine komische Richtung. Bei allen 

Wohltaten darf man nicht vergessen, es muss auch alles irgendwo finanziert werden. 

 

Frau Heinrich: 

Man muss auch mal über den Tellerrand schauen und vielleicht auch auf Andere. Ich 

finde Sie haben da einen guten Punkt angesprochen. 

 

Herr L.: 

Na weil mir das wirklich auf der Seele brennt. Denn ich bin sehr für Gerechtigkeit, sonst 

könnte ich ja den Beruf gar nicht machen. Das war immer schon für mich eine 

Herzensangelegenheit. 

 

Frau Heinrich: 

Und ja, es ist vielleicht auch so ein Punkt, dass man vielleicht auch mal sieht: Ja, wir 

haben jetzt das Betreuungsrecht, aber wir dürfen uns jetzt nicht im Detail verlieren. Das 

man den Leuten, die es wirklich machen, in der Praxis, dass man denen auch vielleicht 

mal eine freie Handhabe lässt und sagt: Wir haben zwar einen Rahmen, aber innerhalb 

des Rahmens können wir machen, wie wir das wollen. 

 

Herr L.: 

Der Rahmen ist aber immer mehr, oder ich sage das immer so schön, weil diese 

Leitplanken kennen sie auch von der Straße. Dazwischen sollten wir irgendwo 

hinkommen. Und wenn man eine Leitplanke irgendwo hat, da fährst du etwas dagegen, 
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da hast du einen kleinen Blechschaden oder so, bist du mindestens nicht tot. Aber die 

Leitplanken sind für meine Begriffe jetzt Stück für Stück in den letzten Jahren immer 

mehr verbreitert worden. 

 

Frau Heinrich: 

Möchten Sie noch etwas zum neuen Zulassungsverfahren sagen? 

 

Herr L.: 

Wir haben Glück, muss man ehrlich sagen. Wir haben einen Kollegen bekommen, weil 

der andere uns verlassen hat. Und bei ihm ist es so, dass er im September 2020 zu uns 

gestoßen ist. Und ich weiß nicht, ob Sie andere Informationen haben. Der Stichtag ist 

aber 1.1. 2023 und von dort ab müssen ja drei Jahre erfüllt sein. Und das erfüllt er ja nun 

logischerweise nicht, sind ja dann bei ihm nur zwei und ein viertel Jahr, wenn man jetzt 

erst ab September 2020 dazu zählt. Und dort haben wir aber ja als Verein, das ist ja, 

wenn ich es richtig gelesen habe, die Besonderheit oder das Gute für uns als Verein, 

dass wir ja diese Übergangsfrist kriegen, dieses Anerkennungsverfahren bis 2025 bis 

zum 30.6. nachholen zu können. Und da denke ich, das kriegt man ganz einfach hin. Da 

ist er soweit fit, dass er deswegen, oder dass wir uns von ihm jetzt nicht trennen müssen. 

Ansonsten sehe ich das nur so, wir alle, eigentlich relativ positiv, weil das endlich mal 

nach den vielen Jahren mal langsam der Betreuer auch eine Stellung bekommt. Es trifft 

der Satz, den man jetzt nur von außen hört: den Betreuer kann ja jeder machen, 

irgendwann nicht mehr zu. Das merken wir selber, wenn wir irgendwo hinkommen oder 

mit jemandem im Wartezimmer sitzen. Was machen Sie denn? Die kriegen das ja mit, 

wenn wir jetzt hier mit dem per Sie reden oder so. Das machen ja in aller Regel die 

Familienmitglieder nicht . Und wer sind Sie denn? Was machen Sie da und so? Und das 

stelle ich mir so schön vor, zum Arzt zu gehen und sagen Na ja, das ist ein ganz, ganz 

kleiner Teil von dem, was wir alles machen. Und trotzdem das hört sich gut an. Das ist 

ganz, ganz viel Unwissenheit und deswegen, dass das jetzt wirklich eine auf eine andere 

Stufe gehoben wird und eine ganz andere Dimension jetzt bekommt. Die Betreuer 

Ausbildung oder was man an Voraussetzungen haben muss, denke ich können wir als 

Betreuer nur begrüßen daher, wenn es jetzt nicht wieder ein extrem großes 

bürokratisches Monster wird. Und das ist eben in unserem Land meistens das Problem. 

Also dann kann es natürlich auch nach hinten losgehen. Aber ansonsten denke ich erst 

einmal ist das keine schlechte Sache. 
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Frau Heinrich: 

Okay, gut. 

 

Herr L.: 

Aber Erfahrungen kann man ja jetzt noch nicht haben. Das ist jetzt ganz einfach so eine 

Vorahnung wie es werden wird. Aber auch ehrlich. Uns wurde zu mindestens bei den 

zwei Schulungen, die wir jetzt bis jetzt zu dem Thema hatten gesagt, dass wir auch 

finanziell dadurch wahrscheinlich profitieren werden. 

 

Frau Heinrich: 

Werden Schulungen durchgeführt? 

 

Herr L.: 

Wir haben einmal im Jahr ein Treffen aller Betreuungsvereine in Sachsen. Und dort ist 

ganz einfach einer von dem Vorstand oder diejenigen, die dort im Vorstand sind, war bei 

so einer Schulung von einem Bildungswerk in Berlin dabei und hatte so eine erste 

Vorinformation. Wobei man auch sagen muss, zum Glück schreiben die das jetzt 

mittlerweile schon fast auf jedem Zettel irgendwo drauf, was für einen Stand, das hat. 

Das kann morgen ja schon wieder veraltet sein. Ähnlich wie Corona. Also was heute 

noch gültig ist, ist morgen schon wieder überholt. Von daher ja, momentan hört sich das 

ganz gut an. Wir, wie gesagt, sollen davon profitieren. Bis jetzt war es aber so, dass die 

Betreuungsvereine alle chronisch unterfinanziert sind. 

Das ist einfach so. Also wenn wir jetzt nicht so gut gewirtschaftet hätten, das müssen wir 

schon unserem alten Vorstand zu Gute halten, wenn die nicht in den neunziger Jahren 

schon so einen soliden Grundstock bei uns aufgebaut hätten, wären wir manchmal doch 

relativ nahe an der Zahlungsunfähigkeit gewesen, weil das, was wir einnehmen an 

Vergütung. Kennen Sie die Vergütungstabellen? Oder wissen Sie, wie das System 

funktioniert? Was die Finanzierung der Betreuung betrifft? Aber ist ja jetzt auch nicht 

Gegenstand der ganzen Sache. 
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Frau Heinrich: 

Ich habe noch für das neue Gesetz gelesen, dass die einzelnen Aufgabenbereiche jetzt 

alle einzeln vom Richter angeordnet werden. Ich weiß nicht, wie es vorher war, ob da 

jetzt wirklich für jeden einzeln entschieden wurde. 

 

Herr L.: 

Haben Sie so einen Betreuerausweiß schon mal gesehen, wie das aussieht, generell so 

in der Praxis, mit was mir dann losgeschickt werden. 

Im Prinzip, so sieht das aus. Das sind die Alten, die habe ich noch für meine 

Ehrenamtlichen. Alle Angelegenheiten. Da soll zum Beispiel alle Angelegenheiten, 

dieser Satz soll rausgestrichen werden. Das soll es ja nicht mehr geben. Aber ob es jetzt 

so wird, dass man nur noch einen Aufgabenkreis bekommt oder so, kann ich mir nicht 

vorstellen. 

 

Frau Heinrich: 

Aber es soll ja nun jeder Aufgabenkreis einzeln vom Gericht festgelegt und überprüft 

werden. 

 

Herr L.: 

Das definitiv. Also diese, ich sag es mal scherzhaft scherzhaft, diese Flatrate für 

denjenigen, also das wird es so definitiv nicht mehr geben. Na ja, das war jetzt wirklich 

Zufall. Das ist einer, der wirklich geistig und körperlich schwerstbehindert ist, wo kein 

Gespräch möglich ist und dort macht es schon Sinn. Aber bei allen anderen, die sich 

noch halbwegs artikulieren können oder so, haben das die Richter schon immer, also zu 

mindestens unsere in Freiberg immer höchst selten eingesetzt, weil die immer gesagt 

haben, das ist ein zu eklatanter Einschnitt in das Ganze. Das machen wir ganz einfach 

nicht. Zum Beispiel auch Postangelegenheiten, sprich dass wir von der Behördenpost 

bis zur Geburtstagskarte oder ein Liebesbrief von demjenigen alles hierher erst mal mal 

gekriegt haben oder so. Das haben unsere Richter gescheut wie der Teufel das 

Weihwasser. Also das hat es auch bei uns ganz, ganz selten gegeben. Das mögen 

andere Gerichte anders entschieden haben. Da hat sich, also haben wir zumindest 

immer gehört. Da gab es schnell mal diese Pauschale für alles. Das ist aber hier bei uns, 

dass sind wir nie verwöhnt wurden in dem Sinne. Für uns Betreuer muss man ehrlich 

sein, ist es nicht schlecht. 

Also könnte ja nie viel Besseres passieren, als dass du für alles das hast, weil du kannst 

ja wirklich richtig agieren und loslegen. Weil wir haben es ja oftmals so, wenn diese 

Postangelegenheiten was ich gerade sagte, nicht mit hinterlegt ist, haben wir ganz 
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oftmals Versicherungen oder so. Die sagen: Nein, das machen wir nicht, weil sie haben 

die Postangelegenheiten nicht. Die Post geht nach wie vor an den Betreuten. Was 

mache ich aber wenn ich einen habe, der die Briefe aufmacht, verbrennt, seine Schnitten 

damit einwickelt oder sonst irgendwas. Dann kann ich die Post nicht mehr gebrauchen 

oder ich bekomme sie gar nicht hier her und kann dann im Zweifel nicht auf Mahnungen 

oder sonst irgendetwas reagieren, weil derjenige unterscheidet doch dann nicht, ob das 

ein Werbebrief ist oder was Wichtiges. Und deswegen ist es ganz einfach scheiße. Aber 

ja, es wurde hier ganz einfach ganz, ganz selten bloß vergeben. von daher mussten wir 

schon immer damit leben. Aber um zur Frage zurückzukommen, dass das jetzt alles 

überprüft wird, ist denke ich ein guter Zeitpunkt, das einfach mal wieder alles hier vom 

Grund auf neu zu überprüfen. Aber ich denke, es werden trotz alledem nach wie vor 

mehrere Bereiche, wo es notwendig ist, gibt es jetzt schon welche, wo nur die 

Vermögenssorge haben oder gerade keine Vermögenssorge. Auch das Beispiel gibt es, 

bei mir sehr selten. Aktuell habe ich keinen, aber ich hatte auch schon einen, der gesagt 

hat: Nein, ist einwandfrei mit dir, aber meine Finanzen will ich selber machen. Und da 

hat der dem Gericht geschrieben. Da haben die mir wieder einen neuen Ausweis 

zugeschickt, wo Vermögenssorge raus war und der hat alles selber gemacht. Mir 

persönlich kann es gar nicht besser gehen. Da fällt ein riesiger Aufwand weg. 

 

Frau Heinrich: 

Okay, also ist es schön und gut, wenn es drin ist. Aber wirklich was ändern wird sich 

nicht, weil es ja eh schon so gemacht wurde? 

 

Herr L.: 

Also ich denke, da kann ich hier für alle anderen 5 Kollegen und Kolleginnen auch 

sprechen. Wird es keine so großen Auswirkungen haben, weil wir haben diese 

Generalvollmacht, wie es ja auch heißt, dafür haben wir sehr, sehr selten. 
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Frau Heinrich: 

Na gut, das hatten wir ja schon so ein bisschen angesprochen, dass das neue Gesetz 

ja ganz stark an den Wunsch und Wille des Betreuten orientiert ist. War das aus ihrer 

Sicht bisher nicht der Fall? 

 

Herr L.: 

Ja, also wie gesagt, man könnte es denken. Ich würde jetzt aber, wenn ich jetzt über 

meine Betreuten durchblicke, wird mir deswegen jetzt auch nicht Angst. Es könnte ja 

jetzt die Gegenreaktion sein: Hilfe! Also wenn er dann über alles aufgeklärt wird, was er 

hier noch alles sich wünschen und wollen kann, dann wird es ja furchtbar für mich. Die 

Angst sehe ich einfach nicht, weil wir es bis jetzt schon sehr offen und es klingt jetzt 

vielleicht ein bisschen anmaßend, aber ich würde einfach für uns alle hier sprechen. Wir 

haben schon immer sehr, sehr den Willen von dem Betreuten respektiert und das ist was, 

um aus dem Nähkästchen plaudern zu können. Man hat einfach als Verein oder wir, 

einen sehr guten Ruf, was das auch betrifft, was wir immer wieder in Heimen zu erfahren 

bekommen: Oh da freut er sich aber der Herr Müller, dass sie schon wieder kommen. 

Die anderen Betreuer, die kommen aller halben oder Vierteljahr und das kriegen wir ganz 

oft gespiegelt, würde ich wirklich sagen. Also wir sind mit euch hochzufrieden. Das macht 

für uns auch eine Betreuung aus. 

Also ich denke, da kann ich für alle reden. Die Richter sehen es teilweise anders. Sie 

sagen also, das haben wir schon ganz häufig gehört. Eine gute Betreuung macht nicht 

das aus, dass man den ständigen Kontakt hat mit einem Betreuten. Hauptsache es läuft 

hier am PC alles ordentlich. Das sehe ich ein Stück weit anderes, weil oftmals ist es 

gerade so, dass auch, nicht gerade in den Heimen, weil die haben ihre Leute ringsum, 

die haben ja auch Freundschaften geschlossen und alles. Aber gerade so die alte Omi 

oder alte Opi zu Hause. Die teilweise total einsam sind, weil keiner mehr da ist, weil 

wenn, ich sage mal, vernünftige Leute noch in der Familie wären, dann hätten wir die 

Betreuung nicht. Na das wird ja im Vorfeld schon abgeklopft. Und wenn wir dann die 

einzigen noch sind, dann denke ich, haben wir auch verdammt noch mal die Schuldigkeit, 

wenigstens aller drei, vier, fünf Wochen mal zu erscheinen und mal 10 Minuten mit 

denjenigen hinzusetzen und zu reden. Und das denke ich, macht auch ganz einfach 

unsere Arbeit mit aus. 

Und dann wirklich nur aufs pure Geldverdienen gucken und sagen, läuft doch alles. 

Reicht doch, wenn ich im halben Jahr bin. Ich wollte mich nicht jedes Mal wieder neu 

vorstellen müssen. Wenn das ist, bei Demenzkranken so oder so machen muss, das ist 

eine andere Sache. Aber die, die nicht dement sind, die merken das schon. Da muss 

man ja wieder im Umkehrschluss sagen die sehen doch nicht, wie viel wir für denjenigen 
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hier am Computer machen, das nehmen die wiederum als gegeben hin. Das merken die 

da oftmals gar nicht, dass man dort den Antrag gestellt hat und dort dann wieder was 

zurück gekriegt haben, weil wieder irgendein Kreuzchen gefehlt hat oder irgendwas. Die 

sehen doch ganz einfach, wenn wir uns mal Zeit nehmen bei denen, mit denen 

Quatschen und über vergangene Zeiten oder irgendwas. Und deswegen, es sollte nicht 

nur das sein. Ich glaube, wenn du dann nur so ein Schwätzer bist und hier alles liegen 

bleibt und der kein Wohngeld kriegt, weil du den Antrag versaut hast und keinen 

Schwerbehindertenausweis mehr hat, weil er abgelaufen ist und du keinen Neuen 

beantragt hast. Das ist nicht gut. Es sollte schon irgendwo ein gesundes Mittelmaß sein, 

aber sich dann nur hinterm PC verstecken und mit dem nie Kontakt haben, also das 

wäre absolut nicht mein Anspruch. 
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